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LEGISLATIVE

Die Kästchen unter den Namen bezeichnen (von links nach 

rechts) die Parteizugehörigkeit , das Geburtsjahr und das Jahr 

der Wahl in den Rat . Die Nummerierung der Mitglieder des 

Nationalrats von 1 bis 200 bzw. des Ständerats von 1 bis 46 

(siehe folgende Seite) dient als Lesehilfe: Sie findet sich wieder 

auf den Seiten mit den Sitzordnungen (29–31).
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DIE MITGLIEDER DES STÄNDERATS

Sie vertreten die 26 Kantone

Die Kästchen unter dem Namen bezeich

nen (von links nach rechts) die Partei

zugehörigkeit , das Geburtsjahr und  das 

Jahr der Wahl in den Rat .
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Weshalb einige Kantone nur einen Ständeratssitz haben

Sechs Kantone, die ehemals Einheiten gewesen waren und sich im Verlauf 
ihrer Geschichte geteilt hatten, galten früher als Halbkantone. 
	 Es sind dies Ob- und Nidwalden, die sich schon vor der Gründung der Eid
genossenschaft 1291 getrennt hatten, Appenzell, das sich 1597 aus konfessi
onellen Gründen teilte – in das katholische Innerrhoden und das reformierte 
Ausserrhoden – sowie Basel, das 1833 eine gewaltsame Spaltung erlebte: die 
aufbegehrende Landschaft sagte sich von der vormals dominierenden Stadt 
los. Deshalb haben diese Kantone nur einen Sitz im Ständerat und bei Abstim
mungen über Verfassungsänderungen nur eine halbe Standesstimme.
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Für Auslandschweizer
gelten andere Regeln

Im Ausland lebende Bürgerinnen und Bürger 
haben die Möglichkeit, sich in der Schweiz in 
ein Wahlregister eintragen zu lassen – entwe
der in ihrer Heimat- oder ihrer früheren Wohn
gemeinde. Das gibt ihnen das Recht, auf eid
genössischer Ebene zu stimmen und zu wählen 
und sich sogar in den Nationalrat wählen zu 
lassen. Doch je nachdem, wo sie registriert 
sind, dürfen sie nicht an den Ständerats
wahlen teilnehmen, denn diese unterliegen 
unterschiedlichem kantonalem Recht.
	 Volle politische Rechte haben Ausland
schweizer und -schweizerinnen nur gerade in 
zehn Kantonen; in diesen können sie sowohl an 
Nationalrats- und Ständeratswahlen teilneh
men als auch eidgenössische und kantonale 
Sachgeschäfte beurteilen – nämlich in Bern, 
Freiburg, Genf, Graubünden, Jura, Schwyz, 
Solothurn und Tessin sowie in Baselland und 
Neuenburg: In diesen beiden Kantonen steht 
ihnen sogar die Mitsprache bei Gemeindean
gelegenheiten offen.

Im Amtlichen Bulletin ist nachzulesen, 
wer was im National- und Ständerat ge
sagt hat. z www.parlament.ch

Präsident

Stimmen-
zähler

2. Vize-
präsident

Mitglieder des Bundesrats

1. VizepräsidentSekretär

Protokollführer

Mitglieder des Bundesrats

Amtliches Bulletin
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DIE VEREINIGTE BUNDESVERSAMMLUNG ODER

Ausgeteilte Stimmzettel: 246
Zur Wahl des Bundesrats, der Bundeskanzlerin und des Bun
desgerichts sowie zum Entscheid über Begnadigungen und 
Kompetenzstreitigkeiten treten die beiden Räte im National
ratssaal zusammen. Die Mitglieder des Ständerats nehmen 
dabei auf ihren Sitzen an der Rückwand des Saals Platz.

Stimmen-
zähler

Kommissionssprecher

Bundesrat

PräsidentinGeneral-
sekretär

Sekretäre 
und Übersetzer

Rednerpult
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DIE ARBEIT DES PARLAMENTS ODER

Was «unsere Leute in Bern» 
alles machen

Jedes Mitglied des National- und des Ständerats hat eine Reihe von unterschiedlich 
wirksamen Instrumenten, etwas in seinem Sinn und demjenigen seiner Wählerschaft zu 
erreichen. Es kann Gesetzesänderungen vorschlagen, dem Bundesrat kritische Fragen 
stellen oder ihm auch Aufträge erteilen.

Wie oft und wie lange sie zusammenkommen

Nationalrat und Ständerat kommen in der Regel im Frühling, 
Sommer, Herbst und Winter zu einer dreiwöchigen ordentlichen 
Session zusammen. Die Kommissionssitzungen finden zwischen 
den Sessionen statt. 

Politik im Nebenamt
Die 246 Mitglieder des National- und des Ständerats widmen 
durchschnittlich 60 bis 75 Prozent ihrer Arbeitszeit ihrem Parla
mentsmandat. Die meisten üben zusätzlich noch eine berufliche 
Tätigkeit aus. Die nebenamtliche Übernahme von öffentlichen 
Aufgaben und Mandaten bezeichnet man in der Schweiz als  
Milizsystem. Wegen der hohen doppelten Arbeitsbelastung der 
Abgeordneten gibt es immer wieder Stimmen, die ein Berufspar
lament fordern.
	 Umgekehrt heisst es, Teilzeit-Parlamentarierinnen und -Parla
mentarier seien volksnäher und könnten durch ihre beruflichen 
Tätigkeiten wertvolles Fachwissen in die verschiedenen Diskussi
onen einbringen.

Was ihre Aufgaben sind

Sie machen Gesetze: National- und Ständerat bilden die Legislative, 
also die gesetzgebende Gewalt in der Schweiz. Dementsprechend 
beraten die beiden Kammern sämtliche Verfassungsänderungen, 
bevor diese zur Volksabstimmung kommen. Zudem beschliessen 
sie den Erlass, die Änderung oder Aufhebung von Bundesgeset
zen, fassen Bundesbeschlüsse und genehmigen völkerrechtliche 
Verträge. (Siehe dazu auch «Der Weg zu einem neuen Gesetz» auf Seite 38/39)

Sie wählen: Die Vereinigte Bundesversammlung, bestehend aus 
den beiden Parlamentskammern, wählt die Mitglieder des Bun
desrats, die Bundeskanzlerin resp. den Bundeskanzler sowie die 
Richterinnen und Richter der eidgenössischen Gerichte. Jeweils 
in der Wintersession wählt sie aus den sieben Mitgliedern der 
Landesregierung den Bundespräsidenten/die Bundespräsidentin 
sowie den Vizepräsidenten/die Vizepräsidentin des Bundesrats.
	 Im Falle einer militärischen Bedrohung des Landes bestimmt 
die Vereinigte Bundesversammlung zudem den General als Ober
befehlshaber der Armee.

Sie kontrollieren: Die eidgenössischen Räte üben die Oberaufsicht 
über die Bundesverwaltung aus; sie beschliessen unter anderem 
über den Voranschlag des Bundes – also über die Höhe der zu be
willigenden Einnahmen und Ausgaben; ausserdem prüfen und ge
nehmigen sie die Staatsrechnung.

Sessionen 2013
Frühlingssession: 4. – 22. März
Sondersession Nationalrat: 15. – 17. April
Sommersession: 3. – 21. Juni
Herbstsession: 9. – 27. September
Wintersession: 25. November – 13. Dezember
(4. Dezember: Wahl des Präsidenten und des 
Vizepräsidenten des Bundesrats)
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Auf welchen Wegen sie etwas erreichen

Der Antrag gibt jedem Ratsmitglied die Möglichkeit, zu einem hän
gigen Beratungsgegenstand Änderungen vorzuschlagen.

Die parlamentarische Initiative ermöglicht einem Ratsmitglied, den 
Entwurf zu einem Gesetz oder die Grundzüge eines solchen Ge
setzes vorzuschlagen. Alle Gesetzgebungsarbeiten erfolgen in ei
ner Kommission. Die parlamentarische Initiative unterliegt einer 
Vorprüfung.

Die Motion ist ein Auftrag an den Bundesrat, zu einem Bundesge-
setz, Bundesbeschluss oder zu einer Verordnung einen Entwurf 
vorzulegen oder Massnahmen zu treffen. Sie bedarf der Zustim
mung beider Räte.

Das Postulat beauftragt den Bundesrat zu prüfen und Bericht zu 
erstatten, ob ein Gesetzes- oder Beschlusstext vorzulegen oder 
eine Massnahme zu treffen sei.
	 Mit einem Postulat kann vom Bundesrat auch ein Bericht über 
einen anderen Gegenstand verlangt werden. Zur Überweisung 
eines Postulats ist die Zustimmung des anderen Rats nicht nötig.

Die Interpellation gibt den Mitgliedern der Bundesversammlung 
die Möglichkeit, Auskunft über wichtige innen- oder aussenpoli
tische Ereignisse und über Angelegenheiten des Bundes zu ver
langen. Über die Antwort des Bundesrats kann eine Diskussion 
verlangt werden.

Die Anfrage kann wie die Interpellation Auskunft über innen- oder 
aussenpolitische Ereignisse und Angelegenheiten des Bundes ver
langen. Der Bundesrat beantwortet sie allerdings schriftlich, und 
im Rat wird sie nicht behandelt.

Die Fragestunde dient der Behandlung aktueller Fragen. Während 
der Fragestunde erhalten Ratsmitglieder vor dem gesamten Rat 
mündlich Auskunft vom Bundesrat. Jeweils die zweite und die 
dritte Sessionswoche wird mit einer Fragestunde eröffnet, die 
höchstens 90 Minuten dauert. Eine Fragestunde kennt nur der 
Nationalrat.

48. Legislaturperiode:
durchschnittlich 1562
Vorstösse pro Session

In der von 2007 bis 2011 dauernden 48. Le
gislaturperiode reichten die Mitglieder des 
National- und des Ständerats insgesamt 7812 
parlamentarische Vorstösse ein, nämlich:
• 	 481 parlamentarische Initiativen

• 	 1952 Motionen

• 	 683 Postulate

• 	 1882 Interpellationen

• 	 575 Anfragen und 

• 	 2239 schriftliche Fragen im Rahmen 

   	 der Fragestunden des Nationalrats.

49. Legislaturperiode:
1857 Vorstösse in der
ersten Session

In der aktuellen 49. Legislaturperiode (seit 
Dezember 2011) gingen 1857 Vorstösse ein, 
nämlich:
• 	 123 parlamentarische Initiativen

•	 405 Motionen

•	 208 Postulate

•	 529 Interpellationen

•	 122 Anfragen und 

•	 470 schriftliche Fragen im Rahmen 

 der Fragestunden des Nationalrats.

Nicht allein Ratsmitglieder, sondern auch Kommis
sionen und Fraktionen können parlamentarische Initia
tiven und Vorstösse einreichen. Die parlamentarischen 
Initiativen und Vorstösse können von einem oder 
mehreren Ratsmitgliedern unterzeichnet werden.



DIE KOMMISSIONEN UND DELEGATIONEN ODER

Wo Geschäfte vorgespurt werden

Wer wo dabei ist

Beide Räte haben ständige Kommissionen eingesetzt: zwei Auf
sichtskommissionen sowie neun so genannte Legislativkommis
sionen. Die Zusammensetzung richtet sich nach der Stärke der 
Fraktionen. Soweit möglich, werden die Landessprachen und Lan
desgegenden angemessen berücksichtigt.
	 Den Kommissionen des Nationalrats gehören je 25 Mitglieder  
an, denjenigen des Ständerats je 13. Somit sitzt ein Mitglied des 
Nationalrats im Durchschnitt in ein bis zwei Kommissionen, ein 
Ständeratsmitglied in drei bis vier.
	 Die Amtsdauer für Kommissionsmitglieder beträgt vier Jahre 
mit der Möglichkeit zur Wiederwahl. Diejenige der Kommissions
präsidenten und -präsidentinnen ist auf zwei Jahre beschränkt.

Arbeit und Bedeutung der Kommissionen

Im Gegensatz zu den Sitzungen von National- und Ständerat sind 
Kommissionssitzungen nicht öffentlich. Die vertraulichen Bera
tungen sollen eine offene Diskussion unter den Mitgliedern er
möglichen und es erleichtern, gemeinsame Lösungen zu finden. 
Die Kommissionen informieren aber nach ihren Sitzungen die 
Medien.
	 Mitglieder, die mit ihren Anliegen in der Kommission nicht 
durchgedrungen sind, können später im Ratsplenum Minderheits
anträge einbringen. 
	 Meistens folgen die Räte den Anträgen ihrer Kommissionen; 
die wichtigsten Weichen werden also in den vorberatenden Kom
missionen gestellt.

Kommissionen haben die Aufgabe, die Geschäfte vorzuberaten und ihrem Rat 
Antrag zu stellen. Sie arbeiten dabei eng mit dem Bundesrat zusammen. Ge
mäss Parlamentsgesetz sollen die Kommissionen zudem in ihren Sachbereichen 
gesellschaftliche und politische Entwicklungen verfolgen sowie Vorschläge 
machen, wie neue Herausforderungen und Probleme gelöst werden könnten.

Kommissionen kommen durchschnittlich 
drei bis vier Tage pro Quartal zusammen. 
In Gegenwart von Bundesrätin Sommaruga 
ist hier die Sicherheitspolitische Kommis
sion des Nationalrats an der Arbeit.

34  Der Bund kurz erklärt
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Die Finanzkommissionen (FK) üben die Aufsicht 
über den Bundeshaushalt aus und prüfen den 
Voranschlag sowie die Staatsrechnung der 
Eidgenossenschaft und die Finanzvorlagen des 
Bundes. Sie sind in Subkommissionen aufgeteilt, 
welche die Finanzen der sieben Departemente 
überprüfen.
	 Drei Nationalräte und drei Ständeräte bilden 
die Finanzdelegation. Diese überprüft und 
überwacht laufend den gesamten Finanzhaushalt 
des Bundes. Die NEAT-Aufsichtsdelegation hat 
die parlamentarische Oberaufsicht über die Neue 
Eisenbahn-Alpentransversale (NEAT).

Die Geschäftsprüfungskommissionen (GPK) 
üben die parlamentarische Oberaufsicht aus.  
Sie erfüllen ihre Aufgaben indem sie zum Beispiel 
Inspektionen und Dienststellenbesuche durch
führen.
	 Die Geschäftsprüfungskommissionen sind in 
Subkommissionen unterteilt. Jede Kommission 
wählt ausserdem aus ihrer Mitte je drei Mitglie
der, welche die Geschäftsprüfungsdelegation 

bilden. Dieser obliegt es, die Tätigkeiten im 
Bereich des Staatsschutzes und der Nachrichten
dienste zu prüfen.

Aussenpolitische Kommissionen (APK): 
Internationale Beziehungen, Neutralität, humani
täre Hilfe, Menschenrechte, Aussenwirtschafts
politik, europäische Integration, Weltbank, IWF.

Kommissionen für Wissenschaft,  

Bildung und Kultur (WBK): Wissenschaft, 
Bildung, Gentechnologie, Sprachen, Kultur, Sport, 
Familie, Jugendfragen, Gleichstellungsfragen.

Kommissionen für soziale Sicherheit und  

Gesundheit (SGK): Sozialversicherungen, Gesund
heitswesen, Drogen, Lebensmittel, Krankheits- 
und Unfallverhütung, Arbeitsmedizin.

Kommissionen für Umwelt, Raumplanung  

und Energie (UREK): Umweltschutz, Denk
malschutz,  Raumordnung, Wasserwirtschaft, 
Energie, Forstwesen, Jagd und Fischerei.

Sicherheitspolitische Kommissionen (SiK): 
Militärische Verteidigung, Zivilschutz, wirtschaft
liche Landesverteidigung, Friedens- und Sicher
heitspolitik, Zivildienst, Kriegsmaterialausfuhr.

Kommissionen für Verkehr und Fern

meldewesen (KVF): Transport und Verkehr, Post 
und Fernmeldewesen, Medien.

Kommissionen für Wirtschaft und Abgaben 

(WAK): Binnenwirtschaft, Arbeit, Sozialpartner
schaft, Preise, Konsum, Privatversicherungen, 
Exportrisikogarantie, Abgaben, Landwirtschaft.

Staatspolitische Kommissionen (SPK): 
Bundesbehörden, Beziehungen Bund – Kantone, 
Politische Rechte, Bürgerrechte, Asyl- und Aus
länderpolitik, Beziehungen Kirche – Staat.

Kommissionen für Rechtsfragen (RK): 
Zivilgesetzbuch, Obligationenrecht, geistiges 
Eigentum, unlauterer Wettbewerb, Datenschutz, 
Strafrecht, Militärstrafrecht, Immunität,  
Amnestie.

Die Begnadigungskommission (BeK) ist einer
seits zuständig für Gesuche um Begnadigung, die 
Entscheide des Bundesstrafgerichts oder einer 
eigenössischen Verwaltungsbehörde betreffen, 
aber auch für Militärstrafsachen, die vom Bun
desgericht beurteilt wurden. 

Die Gerichtskommission (GK) ist zuständig für 
die Vorbereitung der Wahl und der Amtsent
hebung von Mitgliedern der eidgenössischen 
Gerichte.

Gesuche für die Aufhebung der Immunität von 
Ratsmitgliedern und von der Bundesversamm
lung gewählten Behördenmitgliedern werden 
im Nationalrat von der Immunitätskommission 
(IK-N) und im Ständerat von der Kommission für 
Rechtsfragen behandelt. 

Die Redaktionskommission (RedK) überprüft den 
Wortlaut der Erlasse in drei Amtssprachen und 
legt deren endgültige Fassung fest.

Die Legislaturplanungskommissionen sind 
Spezialkommissionen, die den Entwurf des 
Bundesrates über die Legislaturplanung zuhanden 
ihrer Räte vorberaten.

Delegationen

Delegationen werden hauptsächlich eingesetzt, 
um die Beziehungen mit anderen Staaten zu pfle
gen, oder sie vertreten die Bundesversammlung 
in internationalen parlamentarischen Versamm
lungen, wie beispielsweise in denjenigen des 
Europarats, der Frankophonie, der OSZE oder der 
Nato.

Aktuelle und detaillierte Informationen zu den 

Kommissionen und Delegationen

siehe www.parlament.ch > Organe und Mitglieder

Aufsichtskommissionen  
und -delegationen Legislativkommissionen Weitere Kommissionen

Die neun Legislativkommissionen 
beschäftigen sich mit der Gesetz
gebung in ihrem Sachbereich. 

http://www.parlament.ch
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DIE FRAKTIONEN ODER

Wo Gleichgesinnte 
sich abstimmen

Fraktionen umfassen Angehörige der gleichen Partei oder 
gleichgesinnter Parteien. Die Fraktionen sind für die Meinungs
bildung wichtig. Sie beraten wichtige Ratsgeschäfte vor und ver
suchen, sich auf einheitliche Positionen festzulegen, die von den 
Ratsmitgliedern im Rat sowie gegenüber den Medien und der 
Öffentlichkeit vertreten werden. Zur Bildung einer Fraktion sind 
mindestens fünf Mitglieder aus einem Rat erforderlich. Im Natio
nalrat ist die Fraktionszugehörigkeit eine Voraussetzung für den 
Einsitz in eine Kommission.
	 Deshalb bemühen sich kleine Parteien mit weniger als fünf An
gehörigen um Anschluss. Umgekehrt werden kleine Parteien aber 
auch umworben: Denn je grösser eine Fraktion ist, desto mehr 
Kommissionssitze stehen ihr zu, und umso grösser ist ihr Einfluss 
auf die Ratsgeschäfte.

Die Bundesversammlung ist politisch nicht in Parteien, sondern in 
Fraktionen gegliedert. Mit einer Ausnahme gehören zurzeit sämt
liche Parlamentsabgeordnete einer Fraktion an:

Der Lohn für die Arbeit

Fraktionen werden pro Jahr mit einem Grundbeitrag 
von 144 500 Franken entschädigt, jedes ihrer Mit
glieder erhält zusätzlich 26 800 Franken – Beträge, 
die Fraktionslosen nicht zustehen. Diese haben auch 
kein Recht auf einen Sitz in einer parlamentarischen 
Kommission, und zudem bleibt ihnen in den meisten 
Debatten das Rednerpult verwehrt.

Fraktion 
der Schweizerischen 

Volkspartei
62

Sozialdemokratische
 Fraktion

57

CVP/EVP-Fraktion
44

FDP-Liberale
Fraktion

41 

Grüne Fraktion
17

Grünliberale Fraktion
14

BDP-Fraktion
10

Fraktionslos
1

Nationalrat	 Ständerat
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Generalsekretariat

Generalsekretär:
Christoph Lanz

Parlamentsgebäude, 3003 Bern
031 322 87 90

information@parl.admin.ch 
www.parlament.ch

Das Generalsekretariat ist zuständig für die Sessions- und Ge
schäftsplanung sowie für Organisations- und Verfahrensfragen.
	 Das Zentrale Sekretariat ist die allgemeine Dienstleistungszen
trale des Parlaments. Es bereitet u.a. die Grundlagen für die Parla
mentsarbeit vor, verwaltet Adressen und erstellt Listen.
	 Der Informationsdienst stellt die Beziehung zu den Medien si
cher. Und er berät und unterstützt Ratsmitglieder, die parlamen
tarischen Organe und die Geschäftsleitung in Medienfragen.
	 Der Dienst für Öffentlichkeitsarbeit erstellt Kommunikations
mittel über das Parlament, organisiert Bundeshausführungen und 
-anlässe und leitet zusammen mit der Bundeskanzlei das «Polit-
Forum des Bundes» im Käfigturm.
	 Der Internetdienst betreut die Website des Parlaments und 
stellt Informationen über Geschäfte und Ratsmitglieder zur Ver
fügung. Während der Sessionen sorgt er für die Übertragung der 
Debatten.
	 Der Rechtsdienst ist Beratungs- und Auskunftsstelle für alle 
Fragen des Parlamentsrechts.

Wissenschaftliche Dienste
Die Tätigkeit in den Kommissionen ist ein wesentlicher Teil der 
parlamentarischen Arbeit. Anzahl und Komplexität der Geschäfte 
nehmen ständig zu; deshalb wird jedes einer Kommission zuge
wiesen. Die Sekretariate der Kommissionen bilden den Kommis
sionendienst. Er plant die Arbeiten, betreut die Kommissionen 
inhaltlich, organisatorisch und administrativ und berät sie insbe
sondere in Verfahrens- und Zuständigkeitsfragen.
	 Gesprochenes ist, kaum gesagt, oft bereits wieder vergessen. 
Jedes Parlament braucht deshalb auch einen Protokollierdienst. 
Das Protokolliersystem des Amtlichen Bulletins ist eines der mo
dernsten der Welt: Nahezu in Echtzeit werden die Voten der Rats
mitglieder notiert und auf www.parlament.ch publiziert. Der 
Dokumentationsdienst kann Parlamentarierinnen und Parlamen
tariern rasch jede Information liefern, die sie als Grundlage für 
Ratsentscheide oder für ein Referat benötigen.

DIE PARLAMENTSDIENSTE ODER

Der Dienstleistungsbetrieb 
der Bundesversammlung

Internationale Beziehungen und Sprachen
Der Dienst für Aussenbeziehungen ist das Sekretariat der Aussen
politischen Kommissionen und Delegationen; zudem bereitet er 
parlamentarische Auslandreisen vor sowie Schweizer Besuche 
von Vertretungen ausländischer Parlamente, und er ist für proto
kollarische Fragen zuständig.
	 Der Sprachdienst besorgt die Übersetzungen für das Parlament 
und die Parlamentsdienste. Der Dolmetscherdienst gewährleistet 
die Simultanübersetzung der Parlamentarier-Voten in den drei 
Amtssprachen Deutsch, Französisch und Italienisch.
	 Das italienische Sekretariat bereitet Dokumente sämtlicher 
Sachbereiche vor, sorgt für die Veröffentlichungen und erledigt 
die Sekretariatsarbeiten.

Ressourcen, Sicherheit und Logistik
Der Personaldienst setzt die Personalpolitik um und ist Ansprech
partner für Ausbildung und Organisationsentwicklung.
	 Der Finanz- und Reisedienst ist zuständig für die Vorbereitung 
und Verwaltung des Budgets, die Rechnungsführung und das 
Controlling. Er regelt die Entschädigungen der Ratsmitglieder 
und organisiert deren Reisen. 
	 Der Dienst Sicherheit und Infrastruktur sorgt für die Einhal
tung der Sicherheitsmassnahmen, plant und leitet das Bauwesen 
und bewirtschaftet die Räume sowie die technische Infrastruktur 
im Parlamentsgebäude.
	 Das Team der Informatik und neuen Technologien ist für den 
Betrieb und Unterhalt der gesamten Informatik-Infrastruktur bei 
den Parlamentsdiensten und Fraktionssekretariaten zuständig. Es 
stellt den Ratsmitgliedern eine persönliche Informatikausrüstung 
zur Verfügung.
	 Der Betrieb- und Weibeldienst  ist zuständig für die Infrastruk
tur der eidgenössischen Räte, Kommissionen und Fraktionen. Die 
Weibelinnen und Weibel stehen den Räten während der Sitzungen 
ständig zur Verfügung; sie begleiten auch die Ratspräsidentinnen 
und -präsidenten an öffentliche Anlässe.
	 Die Stabsstelle Projekt- und Integrationsmanagement ist zustän
dig für Aufgaben in den Bereichen Infrastruktur, Sicherheit, In
formatik, Dokumentenmanagement und e-parl. Mit dem Projekt 
e-parl stehen alle Unterlagen für den Ratsbetrieb vollständig auf 
dem Internet zur Verfügung.

Die Parlamentsdienste unterstützen die Bundesversammlung bei der Erfüllung ihrer Aufgaben. 
Sie erbringen eine umfassende Dienstleistung und ermöglichen damit den Ratsmitgliedern eine 
vertiefte und kreative gesetzgeberische Arbeit. Sie planen und organisieren die Sessionen der 
Räte und die Kommissionssitzungen, erledigen die Sekretariatsgeschäfte und erstellen Berichte, 
Protokolle sowie Übersetzungen, beschaffen und archivieren Dokumente und beraten die Rats
mitglieder in Fach- und Verfahrensfragen. Im Backoffice des Parlaments arbeiten 300 Mitarbei
tende, die sich 212 Vollzeitstellen teilen. Sie stehen unter der Leitung eines Generalsekretärs.

http://information@parl.admin.ch 
http://www.parlament.ch
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DER WEG ZU EINEM NEUEN GESETZ ODER

Die Revision des CO2-Gesetzes
Die Entstehung eines Gesetzes ist eine komplexe und oft langwierige Angelegenheit. Der Pro
zess dauert mindestens zwölf Monate, kann aber in Extremfällen mehr als ein Dutzend Jahre in 
Anspruch nehmen. Dennoch ist die Zahl neuer Gesetze in den letzten Jahren stark gewachsen. 
Durchschnittlich tritt heute pro Woche ein neues Gesetz oder eine Gesetzesänderung in Kraft.
    Das CO2-Gesetz von 1999 sah eine Reduktion der CO2-Emissionen bis 2010 um 10% gegenüber 
dem Jahr 1990 vor. Und es verpflichtete den Bundesrat, der Bundesversammlung rechtzeitig Vor
schläge zu den Reduktionszielen für die Zeit nach 2010 zu machen. Diesem Auftrag ist er nachge
kommen. Bis zur Revision des Gesetzes hat es folgende Schritte gebraucht:

Gleichzeitig lehnt der Bundesrat die Volksinitiative 
«für ein gesundes Klima» ab, da diese sich sowohl 
angesichts der internationalen klimapolitischen 
Entwicklungen als auch durch die Beschränkung auf 
innerstaatliche Massnahmen zur Emissionsminde
rung als zu starr erweisen könnte.
Darum will er der Bundesversammlung das revi
dierte CO2-Gesetz als indirekten Gegenvorschlag 
zur Volksinitiative unterbreiten.

In einem Bericht fasst das BAFU die rund 200 aus 
der Vernehmlassung eingegangenen Stellungnah
men zusammen. Diese favorisieren mehrheitlich 
die erste Variante, wonach die Emissionsreduktion 
hauptsächlich durch Massnahmen im Inland er
reicht werden soll; die zweite Variante findet hin
gegen kaum Unterstützung.
	 Das BAFU arbeitet den Entwurf der Botschaft zur 
Schweizer Klimapolitik nach 2012 aus. In diesem 
wird einerseits die Volksinitiative «für ein gesundes 
Klima» dargestellt und zur Ablehnung empfohlen; 
andererseits wird der als indirekter Gegenvorschlag 
ausgestaltete Entwurf zur Änderung des CO2-Ge
setzes erläutert.

Der Bundesrat verabschiedet die Botschaft über 
die Schweizer Klimapolitik nach 2012, zusammen 
mit dem Entwurf zur Revision des CO2-Gesetzes 
und dem Bundesbeschluss über die zur Ableh
nung empfohlene Volksinitiative. Die Präsidien des 
Nationalrats und des Ständerates teilen das Ge
schäft dem Nationalrat als Erstrat zu.

Wer ein neues Gesetz oder die Änderung eines be
stehenden für nötig hält, macht den ersten Schritt. 
Das können einzelne Stimmberechtigte oder Inte
ressengruppen, Parlamentsmitglieder oder Teile 
der Verwaltung, Kantone oder der Bundesrat sein.
Im vorliegenden Fall ist es das Eidgenössische De
partement für Umwelt, Verkehr, Energie und Kom
munikation UVEK, das der Bundesrat im Februar 
2008 beauftragt, bis Mitte 2008 einen Revisions
entwurf zum CO2-Gesetz zu erarbeiten. Innerhalb 
des UVEK ist das Bundesamt für Umwelt BAFU 
dafür zuständig.
	 Parallel dazu reicht ein Komitee die Volksinitia
tive «für ein gesundes Klima» mit 115 689 gültigen 
Unterschriften bei der Bundeskanzlei ein

Der Bundesrat ermächtigt das UVEK, ein Ver
nehmlassungsverfahren zum Revisionsentwurf 
des CO2-Gesetzes durchzuführen. Dieser sieht 
zwei Varianten vor: Die erste setzt den Akzent auf 
Massnahmen zur Emissionsreduktion im Inland, die 
zweite legt den Schwerpunkt auf die Kompensation 
inländischer Emissionen durch den Kauf von Zertifi
katen im Ausland.
	 Im Vernehmlassungsverfahren können die Kan
tone, Parteien, Spitzenverbände der Wirtschaft 
sowie weitere interessierte Organisationen zum 
Entwurf Stellung nehmen und Änderungsvorschläge 
machen.

2
Wer:

Bundesrat
Wann:

5.12.2008

1
Wer:

UVEK
Initiativkomitee

Wann:

Februar 2008

Wann:

30.4.–17.8.20093
Wer:

BAFU

Wann:

26.8.20094
Wer:

Bundesrat

Wann:

19.10.2009–
1.6.20105

Wer:

UREK-N
Nationalrat

Die Kommission für Umwelt und Raumplanung des 
Nationalrats UREK-N führt die Vorberatung der Än
derung des CO2-Gesetzes sowie der Volksinitiative 
durch und hört das Komitee «Klima-Initiative» so
wie weitere interessierte Stellen an.
	 Der Nationalrat berät in der Frühjahrs- und 
Sommersession 2010 die Gesetzesänderung und 
beschliesst, die Volksinitiative erst danach zu dis
kutieren.
	 Anders als der Bundesrat will er die Reduktion 
der Emissionen allein durch Massnahmen im Inland 
erreichen und entscheidet sich für ein Reduktions
ziel von 20%. Gleichzeitig nimmt er im Gesetzes
entwurf eine Option auf, welche es dem Bundesrat 
erlaubt, im Bedarfsfall das Reduktionsziel auf bis zu 
40% zu erhöhen.
	 Am 1. Juni 2010 nimmt der Nationalrat den Ent
wurf zur Revision des CO2-Gesetzes als indirekten 
Gegenentwurf zur Volksinitiative «für ein gesundes 
Klima» an und er beschliesst, die Frist zur Behand
lung der Volksinitiative um ein Jahr zu verlängern.



1954 wurde sie gebaut , Ende 2012 ausser Betrieb 

gesetzt: die Berner Kehrichtverwertungsanlage am 

Warmbächliweg.

      Die neue Energiezentrale Forsthaus verbrennt 

zwar gleichviel Abfall pro Jahr – nämlich 100 000 

Tonnen – stösst dabei aber 57 000 Tonnen weniger 

CO2 aus.

LEGISLATIVE

Die Kommission für Umwelt und Raumplanung des 
Ständerats UREK-S folgt dem Entwurf des Bundes
rats in weiten Teilen. Entgegen dem Beschluss des 
Nationalrats unterstützt sie ein Reduktionsziel von 
20% durch teilweisen Erwerb ausländischer Zerti
fikate.
	 Der Ständerat tritt auf die Vorlage zur Totalre
vision des Gesetzes ein und diskutiert den Entwurf 
Artikel für Artikel in der Detailberatung. Dabei folgt 
er in weiten Teilen seiner vorberatenden Kommis
sion und verabschiedet den Änderungsentwurf am 
8. März 2011. Da diese Fassung nicht in jedem 
Punkt mit derjenigen des Nationalrats überein
stimmt, kommt es zum Differenzbereinigungsver
fahren zwischen den beiden Räten.

In der Differenzbereinigung wird das Geschäft er
neut zunächst dem Nationalrat vorgelegt, der jetzt 
ausschliesslich die noch strittigen Bestimmungen 
im Detail berät. Anschliessend behandelt der 
Ständerat als Zweitrat die verbleibenden Diffe
renzen, bevor das Geschäft wieder an den Natio
nalrat zurückgeht.
	 Dieser stimmt nach der dritten Detailberatung 
den Änderungsanträgen des Ständerats schliess
lich zu. In der Schlussabstimmung vom 23. Dezem
ber 2011 nehmen beide Räte den Entwurf zur Total
revision des CO2-Gesetzes an.
	 Mit Veröffentlichung des Entwurfs im Bundes
blatt beginnt die bis zum 13. April 2012 dauernde 
hunderttägige Referendumsfrist.

Wegen den Verzögerungen durch die Differenzbe
reinigung stimmen National- und Ständerat einer 
weiteren Fristerstreckung um ein Jahr für die Be
handlung der Volksinitiative «für ein gesundes Kli
ma» zu.
	 Den Entwurf zum Bundesbeschluss über die 
Volksinitiative nehmen schliesslich beide Räte an. 
Darin stellt die Bundesversammlung die Gültigkeit 
der Volksinitiative fest und empfiehlt sie Volk und 
Ständen zur Ablehnung.

Wann:

13.9.2011–
23.12.20017

Wer:

Nationalrat 
Ständerat

Wann:

28.3.20129
Wer:

Initiativkomitee

Wann:

30.11.201210
Wer:

Bundesrat

Wann:

16.3.20128
Wer:

Nationalrat 
Ständerat

Wann:

6.9.2010–
8.3.20116

Wer:

UREK-S
Ständerat

Das Komitee zieht seine Initiative «für ein gesundes 
Klima» bedingt zurück, für den Fall, dass gegen die 
Totalrevision des CO2-Gesetzes kein Referendum 
zustande kommt.

Die Referendumsfrist für das revidierte CO2-Gesetz 
verstreicht unbenützt. Damit wird der bedingte 
Rückzug der Initiative «für ein gesundes Klima» 
wirksam. Der Bundesrat setzt das Gesetz per 
1.1.2013 in Kraft.
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Ganz offensichtlich gut gelaunt stellt sich die 
Landesregierung vor ihrem Sitzungszimmer 
in der Haupthalle des Bundeshauses West 

zum offiziellen Gruppenporträt auf.
	 Zwar ist auch die Schweiz Anfang 2013 im Ver
gleich mit ihren europäischen Nachbarn alles in 
allem «gut aufgestellt», doch hat sie sich – mehr 

als auch schon – zahlreichen innen- wie aussen
politischen Herausforderungen zu stellen.
	 Ungeachtet ihrer unterschiedlichen Herkunft, 
Weltanschauungen und Wertvorstellungen schei
nen die sieben Mitglieder des Bundesrats sowie 
die Bundeskanzlerin guten Muts, die vielfältigen 
Probleme anpacken und gute Lösungen finden zu 

können: Denn sie alle sehen das als gemeinsame 
Aufgabe an, und jede und jeder von ihnen will für 
die Schweiz nur das Beste.
	 Frau oder Mann, Romands oder Deutschspra
chige, Rechte oder Linke: mit ihren zusammengezählt 
435 Jahren Lebenserfahrung setzen sie sich dafür 
ein, unserem Land eine gute Zukunft zu sichern.
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Der Bundesrat
Die Regierung der Schweiz besteht aus den sieben Mitgliedern des Bundesrats, die 
von der Vereinigten Bundesversammlung für eine vierjährige Amtsdauer gewählt 
sind. Der Bundespräsident ist nur für ein Jahr gewählt und gilt in dieser Zeit als 
«Primus inter pares», als Erster unter Gleichgestellten. Er leitet die Bundesratssit
zungen und übernimmt besondere Repräsentationspflichten. Die Bundeskanzlerin ist 
Stabschefin des Regierungskollegiums.

Simonetta Sommaruga

Vorsteherin des Justiz- und 

Polizeidepartements 

Mitglied der SP

Bundesrätin seit 2010

Ueli Maurer
Bundespräsident

Vorsteher des Departements für 

Verteidigung, Bevölkerungsschutz 

und Sport

Mitglied der SVP

Bundesrat seit 2009

Johann N. Schneider-Ammann

Vorsteher des Departements für  

Wirtschaft , Bildung und Forschung

Mitglied der FDP

Bundesrat seit 2010

Doris Leuthard

Vorsteherin des Departements 

für Umwelt , Verkehr, Energie und 

Kommunikation

Mitglied der CVP

Bundesrätin seit 2006

Alain Berset

Vorsteher des Departements

des Innern

Mitglied der SP

Bundesrat seit 2012

Didier Burkhalter
Vizepräsident des Bundesrats

Vorsteher des Departements 

für auswärtige Angelegenheiten

Mitglied der FDP

Bundesrat seit 2009

Corina Casanova

Bundeskanzlerin seit 2008

Die parteipolitische Zusammensetzung des Bundesrats seit 1848

Eveline Widmer-Schlumpf

Vorsteherin des 

Finanzdepartements

Mitglied der BDP

Bundesrätin seit 2008

Die Grafik zeigt die Vertretung der Parteien im Bundesrat seit 1848: 

von der über vierzig Jahre dauernden Alleinherrschaft der Freisinnigen 

bis zur heutigen Zusammensetzung der Regierung.

FDP FDP FDP FDP FDP FDP FDP FDP FDP FDP FDP FDP

FDP FDP FDP FDP FDP FDP FDP FDP FDP FDP FDP FDP

FDP FDP FDP FDP FDP FDP FDP FDP SP SP SP SP

FDP FDP FDP FDP FDP SP FDP SVP SP SP SP SP

FDP FDP FDP FDP SVP SVP SVP CVP SVP SVP BDP SVP

FDP FDP LPS CVP CVP CVP CVP CVP CVP SVP BDP BDP

FDP CVP CVP CVP CVP CVP CVP CVP CVP CVP CVP CVP

1848 1891 1917 1919 1929 1943 1953 1954 1959 2004 2008 2009
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Die Aufgaben des Bundesrats Als oberste lei
tende Behörde des Landes ist der Bundesrat in erster Linie verant
wortlich für die Regierungstätigkeit: Er hat laufend 
•	die Lage zu beurteilen, die sich aus der Entwicklung in Staat und 

Gesellschaft und dem Geschehen im In- und Ausland ergibt; 
•	die grundlegenden Ziele staatlichen Handelns zu umschreiben 

und die Mittel dafür zu bestimmen; 
•	die Regierungspolitik zu planen, zu koordinieren und ihre Um

setzung sicherzustellen; 
•	den Bund nach innen und nach aussen zu vertreten. 

Ferner muss der Bundesrat die gesamte Bundesverwaltung re
gelmässig und systematisch beaufsichtigen und die Leistungs
fähigkeit sowie die Recht- und Zweckmässigkeit ihrer Tätigkeit 
sicherstellen. Der Bundesrat beteiligt sich ausserdem an der 
Rechtsetzung, indem er 
•	das Vorverfahren der Gesetzgebung leitet; 
•	der Bundesversammlung Bundesgesetze und Bundesbeschlüsse 

unterbreitet; 
•	Verordnungen erlässt, soweit ihn Bundesverfassung oder Bun

desgesetze dazu ermächtigen. 

Schliesslich entwirft er den Voranschlag und legt die Staatsrech
nung  vor.Der Bundesrat hält in der Regel pro Woche eine ordent
liche Sitzung ab; dabei entscheidet er alljährlich 2000 bis 2500 
Geschäfte. Zu den zusätzlichen, je nach Bedarf kurzfristig einbe
rufenen Sitzungen kommen jedes Jahr mehrere Klausursitzungen 
hinzu, die jeweils der Beratung spezieller und wichtiger Themen 
gewidmet sind. 
	 Die Sitzungen des Bundesrats leitet der Bundespräsident, in 
seiner Abwesenheit der Vizepräsident; sie dauern zwischen drei 
und sechs Stunden.
	 Die Departemente und die Bundeskanzlei bereiten die Ge
schäfte. Der Bundesrat entscheidet als Kollegium, jedes Mitglied 
hat eine Stimme. Die Bundeskanzlerin hat Antrags- und Rede-, aber 
kein Stimmrecht.

Kollegialität
«Der Bundesrat entscheidet als Kollegium», so 
schreibt es die Bundesverfassung vor. Jede Bun
desrätin und jeder Bundesrat ist gleichberechtigtes 
Mitglied des Kollegiums. Der Bundespräsident lei
tet die Sitzungen, hat aber nicht mehr Rechte als die 
andern. Die Entscheide werden gemeinsam getrof
fen. In der Regel vermeidet der Bundesrat eine ei
gentliche Abstimmung: Die Mehrheitsverhältnisse 
ergeben sich oft bereits aus den Diskussionen. Alle 
Bundesratsmitglieder müssen die Entscheide gegen 
aussen vertreten – auch wenn diese nicht mit ihren 
persönlichen Auffassungen oder mit der Haltung ih
rer Parteien übereinstimmen.
 

Konsens
Die schweizerische Konsenskultur entspricht der 
Überzeugung, dass Entscheide nur dann von Dauer 
sind, wenn nicht nur die Mehrheit, sondern auch 
die Minderheiten dahinter stehen: Wichtige Ent
scheide sollen im Konsens getroffen werden. Des
halb sind die verschiedenen Parteien und Sprach
regionen auch auf Regierungsebene integriert. Die 
sieben Mitglieder des Bundesrats gehören fünf un
terschiedlichen Parteien an und stammen aus Kan
tonen der deutschen und französischen Schweiz. 
1984 war erstmals eine Frau im Bundesrat vertre
ten, heute sind es vier Männer und drei Frauen. 

Von der Einparteien- zur
Vielparteienregierung 
Die Schweiz hatte nicht immer eine Vielparteien
regierung. Nach der Gründung des Bundesstaates 
1848 regierten die Freisinnigen 43 Jahre lang al
lein. 1891 kam ein erstes Mitglied der Katholisch-
Konservativen (heute CVP) in die Regierung, 1919 
ein zweites. 1929 wählte die Bundesversammlung 
ein Mitglied der Bauern-, Gewerbe und Bürgerpar
tei (heute SVP) in den Bundesrat. Während des 
zweiten Weltkriegs, 1943, wurden auch die Sozial
demokraten in die Regierung eingebunden. 1959 
vereinbarten die vier Parteien die Bildung einer 
Regierung mit zwei Freisinnigen, zwei Christdemo
kraten, zwei Sozialdemokraten und einem Vertreter 
der Schweizerischen Volkspartei (sogenannte «Zau
berformel» 2:2:2:1). Dieses Verhältnis blieb 44 Jah
re lang unverändert. 2003 gewann die SVP bei den 
Bundesratswahlen einen Sitz auf Kosten der CVP. 
Ihre beiden Vertreter Eveline Widmer-Schlumpf und 
Samuel Schmid wechselten jedoch 2008 zur neuge
gründeten Bürgerlich-Demokratischen Partei BDP. 
Nach dem Rücktritt von Samuel Schmid stellt die 
SVP mit Ueli Maurer seit 2009 wieder einen Bun
desrat. Seither lautet die Formel 2:2:1:1:1 (2 SP, 2 
FDP, 1 CVP, 1 BDP, 1 SVP).



DIE ORGANISATION DER BUNDESVERWALTUNG ODER

Wo die rund 38 000 Bundes
angestellten arbeiten

-

Die farblich markierten Organisationen sind 
weitgehend eigenständig. Die Stellen- und 
Budgetangaben sind darum in den jeweiligen 
Departementszahlen nicht berücksichtigt .

Stellen: 5100

Ertrag: 98 000 000.–

Aufwand: 3 004 000 000.–

Eidgenössisches Departement 
für auswärtige Angelegenheiten
EDA

Departementsvorsteher:

Didier Burkhalter

Generalsekretariat GS-EDA

Staatssekretariat

Politische Direktion PD

Direktion für Völkerrecht DV

Direktion für europäische  
Angelegenheiten DEA

Vertretungen der Schweiz  
im Ausland

Direktion für Entwicklung 
und Zusammenarbeit DEZA

Konsularische Direktion KD

Direktion für Ressourcen DR

Stellen: 2100

Ertrag: 122 000 000.–

Aufwand: 16 657 000 000.–

Generalsekretariat GS-EDI

Eidgenössisches Büro für die 
Gleichstellung von Frau und 
Mann EBG

Bundesamt für  
Kultur BAK

Schweizerische  
Nationalbibliothek NB

Schweizerisches  
Bundesarchiv BAR

Bundesamt für Meteorologie 
und Klimatologie MeteoSchweiz

Bundesamt für  
Gesundheit BAG

Bundesamt für  
Statistik BFS

Bundesamt für  
Veterinärwesen BVET

Bundesamt für  
Sozialversicherungen BSV

Schweizerisches  
Heilmittelinstitut Swissmedic

Schweizerisches  
Nationalmuseum SNM

Die Schweizer Kulturstiftung
Pro Helvetia

Eidgenössisches Departement 
des Innern EDI

Departementsvorsteher:

Alain Berset

Stellen: 2300

Ertrag: 563 000 000.–

Aufwand: 2 301 000 000.–

Generalsekretariat GS-EJPD

Bundesamt für  
Justiz BJ

Bundesamt für  
Polizei Fedpol

Bundesamt für  
Migration BFM

Eidgenössisches Institut für 
Metrologie METAS

Eidgenössisches Institut für 
Geistiges Eigentum IGE

Schweizerisches Institut für 
Rechtsvergleichung SIR

Eidgenössische 
Spielbankenkommission ESBK

Eidgenössische Kommission 
für Migrationsfragen EKM

Eidgenössische  
Revisionsaufsichtsbehörde 
RAB

Nationale Kommission zur 
Verhütung von Folter NKVF

Eidgenössische Schiedskommission  
für die Verwendung von Urheberrechten 
und verwandten Schutzrechten ESchK

Eidgenössisches Justiz- und 
Polizeidepartement EJPD

Departementsvorsteherin:

Simonetta Sommaruga

Stellen: 11 200

Ertrag: 1 640 000 000.–

Aufwand: 6 691 000 000.–

Generalsekretariat GS-VBS

Oberauditorat

Verteidigung

Bevölkerungsschutz

Sport

Armasuisse

Nachrichtendienst  
des Bundes

Eidgenössisches Departement 
für Verteidigung, Bevölkerungs-
schutz und Sport VBS

Departementsvorsteher:

Ueli Maurer
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Stellen: Anzahl Vollzeitstellen per 31.12.2.12, gerundet
Aufwand/Ertrag: Voranschlag 2013, gerundet

Stellen: 8300

Ertrag: 63 931 000 000.–

Aufwand: 16 539 000 000.–

Generalsekretariat GS-EFD

Eidgenössische  
Finanzverwaltung EFV

Staatssekretariat für  
Internationale Finanzfragen SIF

Informatiksteuerungsorgan 
Bund ISB

Eidgenössisches  
Personalamt EPA

Eidgenössische  
Steuerverwaltung ESTV

Eidgenössische  
Zollverwaltung EZV

Bundesamt für Informatik und 
Telekommunikation BIT

Bundesamt für Bauten und 
Logistik BBL

Eidgenössische  
Finanzmarktaufsicht FINMA

Eidgenössische  
Finanzkontrolle EFK

Eidgenössische  
Alkoholverwaltung EAV

Eidgenössisches 
Finanzdepartement EFD

Departementsvorsteherin:

Eveline Widmer-Schlumpf

Pensionskasse des  
Bundes PUBLICA

Stellen: 2100

Ertrag: 351 000 000.–

Aufwand: 11 635 000 000.–

Generalsekretariat GS-WBF

Staatssekretariat für  
Wirtschaft SECO

Staatssekretariat für Bildung, 
Forschung und Innovation SBFI

Bundesamt für  
Landwirtschaft BLW

Bundesamt für wirtschaftliche 
Landesversorgung BWL

Bundesamt für  
Wohnungswesen BWO

Preisüberwachung

Eidgenössisches Departement 
für Wirtschaft, Bildung und 
Forschung WBF

Departementsvorsteher:

Johann N. Schneider-Ammann

Wettbewerbskommission WEKO

Kommission für Technologie 
und Innovation KTI

Bereich der Eidgenössischen 
Technischen Hochschulen
 ETH-Bereich

Eidgenössisches  
Hochschulinstitut für  
Berufsbildung EHB

Stellen: 2000

Ertrag: 274 000 000.–

Aufwand: 10 088 000 000.–

Generalsekretariat GS-UVEK

Bundesamt für  
Verkehr BAV

Bundesamt für  
Zivilluftfahrt BAZL

Bundesamt für  
Energie BFE

Bundesamt für  
Strassen ASTRA

Bundesamt für  
Kommunikation BAKOM

Bundesamt für  
Umwelt BAFU

Bundesamt für 
Raumentwicklung ARE

Eidgenössisches 
Nuklearsicherheits -
inspektorat ENSI

Eidgenössisches Departement 
für Umwelt, Verkehr, Energie 
und Kommunikation UVEK

Departementsvorsteherin:

Doris Leuthard

Bundeskanzlei BK

Bundeskanzlerin:

Corina Casanova

Stellen: 200

Ertrag: 1 000 000.–

Aufwand: 68 000 000.–

Eidgenössischer  
Datenschutz- und  
Öffentlichkeitsbeauftragter EDÖB

EXEKUTIVE
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An der Spitze der Bundeskanzlei steht Bundeskanzlerin Corina 
Casanova, welche wie die Bundesratsmitglieder vom Parlament 
gewählt ist. Sie kann im Bundesrat mitreden und jederzeit auch 
Anträge stellen. Die Bundeskanzlerin wird unterstützt von den 
Vizekanzlern André Simonazzi und Thomas Helbling, sowie von 
rund 250 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. 

Koordination und Kontrolle der Volksrechte
Drei- bis viermal pro Jahr können Schweizer Bürgerinnen und 
Bürger über politische Fragen abstimmen. Alle vier Jahre wäh
len sie ein neues Parlament. Dass dabei alles reibungslos klappt, 
ist Aufgabe der Bundeskanzlei. Sie sorgt dafür, dass die Kantone 
und Gemeinden die Abstimmungen korrekt durchführen. Auch 
wenn Parteien, Organisationen, politische Gruppierungen oder 
Einzelpersonen ein politisches Anliegen haben, also etwas in der 
Schweiz geändert haben möchten, sind sie bei der Bundeskanzlei 
an der richtigen Adresse. Sie werden beraten, welches Instrument 
für ihr Vorhaben das sinnvollste ist, oder worauf man bei der Ein
reichung einer Initiative oder dem Ergreifen eines Referendums 
achten muss. 

Vote électronique: Ein Gemeinschaftsprojekt 
Die meisten Schweizer Bürgerinnen und Bürger können heute erst 
auf zwei Arten abstimmen und wählen: per Post, oder indem sie 
den Abstimmungs- oder Wahlzettel in die Urne in ihrer Wohnge
meinde werfen. Künftig soll man auch auf elektronischem Weg 
mitbestimmen können. Für die Umsetzung des Projektes «Vote 
électronique» arbeitet die Bundeskanzlei eng mit den Kantonen 
zusammen. «Sicherheit vor Tempo» lautet das Motto bei diesem 
komplexen und langfristigen Projekt. Nach erfolgreichen Pilot
versuchen in drei Kantonen beteiligt sich seit 2010 die Hälfte der 
Kantone an den Versuchen mit der elektronischen Stimmabgabe. 
Heute können im Durchschnitt rund 150 000 Stimmberechtigte 
pro Versuch elektronisch abstimmen. 

Planung für den Bundesrat
Der Bundesrat erledigt pro Jahr zwischen 2000 und 2500 Regie
rungsgeschäfte. Diese sind in eine Planung eingebunden: Es gibt 
eine vierjährige Legislaturplanung, aus der die Jahresziele abge
leitet werden. Im Geschäftsbericht legt der Bundesrat vor dem 
Parlament Rechenschaft ab, ob die Ziele erreicht wurden. Die 

Die Bundeskanzlei BK

Planungsprozesse werden von der Bundeskanzlei in Zusammen
arbeit mit den Departementen geführt. Aber auch die länger
fristige Planung wird von der Bundeskanzlei koordiniert. Im Be
richt «Perspektiven 2025» beispielsweise werden die zukünftigen 
Herausforderungen an die Schweiz skizziert.

Begleiterin vom Entwurf bis zum Entscheid 
Bundesratssitzungen beginnen normalerweise jeden Mittwoch – 
während der Sessionen am Freitag – pünktlich um 9 Uhr im Bun
desratszimmer im Bundeshaus West. Sie dauern in der Regel drei 
bis sechs Stunden. Bis ein Geschäft zu den Bundesrätinnen und 
Bundesräten gelangt, durchläuft es verschiedene Stationen, die 
alle von der Bundeskanzlei begleitet werden. Wenn ein Entwurf 
eines Departements die so genannte Ämterkonsultation durchlau
fen hat, unterzeichnet die zuständige Departementsvorsteherin 
oder der -vorsteher den definitiven Antrag. Die Regierungskolle
ginnen und -kollegen haben dann die Möglichkeit, sich in einem 
Mitberichtsverfahren dazu zu äussern. Erst wenn dieses Verfah
ren abgeschlossen ist und die Bundeskanzlei das Geschäft formell 
und juristisch überprüft hat, wird aus dem Anliegen ein Traktan
dum für die Bundesratssitzung.

Kommunikation der Bundesratsbeschlüsse 
Unmittelbar nach einer Bundesratssitzung informiert 
Vizekanzler und Bundesratssprecher André Simonazzi über 
die wichtigsten Beschlüsse des Bundesrats. An einer Me

dienkonferenz erläutert er die getroffenen Entscheide, zusammen 
mit einem Bundesratsmitglied oder einer anderen kompetenten 
Auskunftsperson. Die Medienkonferenz kann live verfolgt werden 
unter www.tv.admin.ch. 

Vizekanzler Thomas Helbling seinerseits sorgt dafür, dass 
alle sieben Departemente schriftlich und im Detail über 
die Bundesratsbeschlüsse informiert werden. Im Bundes­

blatt werden die Bundesbeschlüsse und Berichte in den drei 
Amtssprachen veröffentlicht. Die neuen oder geänderten Gesetze 
und Verordnungen werden wöchentlich in der Amtlichen Samm
lung des Bundesrechts publiziert. Laufend aktualisiert wird auch 
die Systematische Rechtssammlung. Sie bildet das geltende Recht 
vollständig ab und ist unverzichtbar für Juristinnen und Juristen, 
aber auch für viele Privatpersonen.

http://www.tv.admin.ch


 Der Bund kurz erklärt  47

EXEKUTIVE

Bundeskanzlerin: 
Corina Casanova	
Vizekanzler: Thomas Helbling, André Simonazzi

Bundeshaus West , 3003 Bern
031 322 37 91
Infoverantwortliche: Ursula Eggenberger
www.bk.admin.ch

Texte auf Deutsch, Französisch und Italienisch
In einem mehrsprachigen Land wie der Schweiz müssen das ge
samte Recht und alle wichtigen Texte des Parlaments, der Regie
rung und der Verwaltung in den drei Amtssprachen zur Verfügung 
stehen. Die Zentralen Sprachdienste der Bundeskanzlei sorgen für 
verständlich formulierte Gesetze, Verordnungen und Staatsver
träge auf Deutsch, Französisch und Italienisch. Viele Texte des 
Bundes werden auch ins Rätoromanische und Englische übersetzt. 
	 Die Sprachdienste der Bundeskanzlei spielen nicht nur natio
nal, sondern auch international eine Rolle: 2013/2014 präsidie
ren sie zum zweiten Mal die Konferenz der Übersetzungsdienste 
europäischer Staaten (KÜDES). 36 staatliche Übersetzungs-, Ter
minologie- und Dolmetscherdienste aus 17 europäischen Ländern 
gehören der KÜDES an. Sie fördert den Informationsaustausch 
und die Zusammenarbeit unter den Mitgliedsdiensten. 

Publikationen zu Abstimmungen und Wahlen
Drei bis vier Wochen vor jeder Abstimmung erhalten die über 
fünf Millionen Stimmberechtigten eine Broschüre, welche die 
Abstimmungsvorlagen in leicht verständlicher Form präsentiert. 
Eine Arbeitsgruppe unter der Führung des Bundesratssprechers 
bereitet diese Erläuterungen vor, zusammen mit dem federfüh
renden Departement. Der Bundesrat diskutiert und genehmigt die 
Erläuterungen. Das «Bundesbüchlein» wird sehr geschätzt: Rund 
70 Prozent der Stimmenden benutzen es als Informationsquelle. 
Zu den alle vier Jahre stattfindenden Nationalratswahlen gibt 
die Bundeskanzlei eine Broschüre als Wahlanleitung und kleine 
Staatskunde heraus.
	 Ausserdem betreut die Bundeskanzlei verschiedene Internet
auftritte des Bundes: www.admin.ch, www.bundesrat.admin.ch, 
www.news.admin.ch und das Schweizer Portal www.ch.ch.

Käfigturm: Ein Forum für politische Ideen
In ihrem Bemühen, möglichst viele Bürgerinnen und Bürger für 
Politik zu interessieren, betreibt die Bundeskanzlei zusammen 
mit den Parlamentsdiensten im Berner Käfigturm ein Politforum. 
Hier werden Besucherinnen und Besucher, Schulklassen, Tou
risten und Passanten auf erfrischende Art mit politischen Fragen 
konfrontiert. Themenbezogene Ausstellungen werden durch Re
ferate, Podiumsgespräche und Filme ergänzt. Eine breite Palette 
an Informationsmaterial liegt auf. Parteien und Organisationen 
können im Politforum Sitzungen und kleinere Veranstaltungen 
durchführen. (www.kaefigturm.ch; www.facebook.com/Kaefig
turmForum)

Teamübergreifende Zusammenarbeit   
Alle Mitarbeitenden der Bundeskanzlei arbeiten mit einem elek
tronischen Geschäftsverwaltungssystem. Dieses erleichtert die 
teamübergreifende Zusammenarbeit und sorgt automatisch für 
die Archivierung wichtiger Dokumente. Zudem ermöglicht das 
System, wiederkehrende Arbeitsabläufe nach vordefinierten Pro
zessen auszulösen und zu erledigen.

Unter der Leitung von Hans-Rudolf Wenger sorgen die in
ternen Dienste dafür, dass in der Bundeskanzlei die Räder 
nie stillstehen. Sie umfassen das Personalmanagement, 

das Finanz- und Rechnungswesen, die Logistik, die elektro
nische Geschäftsverwaltung, die Informatik, den Weibeldienst, 
das Eventmanagement im Von-Wattenwyl-Haus und im Landsitz 
«Lohn» sowie die Echtheitsbestätigung von Unterschriften für 
ausländische Behörden. 

Eidgenössischer Datenschutz- 
und Öffentlichkeitsbeauftragter  	       

Beauftragter: 
Hanspeter Thür

www.derbeauftragte.ch

Jeder Mensch hat grundsätzlich das Recht, selbst über 
die Bekanntgabe und Verwendung seiner persönlichen Daten 
zu bestimmen. Das Datenschutzgesetz trägt diesem Recht Rech
nung. Es legt die Bedingungen fest, unter denen Privatpersonen, 
staatliche Behörden oder Firmen unsere Daten bearbeiten dürfen. 
Der Eidgenössische Datenschutz- und Öffentlichkeitsbeauftragte 
(EDÖB) beaufsichtigt die Einhaltung des Gesetzes und berät bei 
Datenschutzfragen ebenso wie bei Problemen mit dem Öffentlich
keitsgesetz, seinem zweiten Zuständigkeitsbereich. Gestützt auf 
das Prinzip, dass staatliches Handeln grundsätzlich öffentlich zu 
sein hat, können Bürgerinnen und Bürger mittels eines einfachen 
Gesuchs Einblick in Dokumente der Bundesverwaltung verlangen. 
Verweigert die angefragte Behörde dem Bürger den Zugang, kann 
dieser den EDÖB als Vermittler anrufen. 

http://www.bk.admin.ch
http://www.admin.ch
http://www.bundesrat.admin.ch
http://www.news.admin.ch
http://www.ch.ch
http://www.kaefigturm.ch
http://www.facebook.com/Kaefig?turmForum
http://www.derbeauftragte.ch


48  Der Bund kurz erklärt



 Der Bund kurz erklärt  49

Eidgenössisches Departement 
für auswärtige Angelegenheiten EDA

Ruhig Blut!
So könnte es im Ernstfall sein: Man gerät auf der Fahrt in einem fremden 

Land in einen Hinterhalt, wird von maskierten Bewaffneten überfallen, 
brutal gefesselt und an einen unbekannten Ort verschleppt. Wie verhält man 

sich in dieser Situation richtig?
	 Diese überlebenswichtige Frage kann sich den Mitgliedern des Schweize
rischen Expertenpools für zivile Friedensförderung stellen – wenn sie in einer 
der Krisenregionen der Welt zwischen verfeindete Konfliktparteien geraten.
	 Darauf und auf viele andere ungewohnte Situationen müssen die zivilen und 
polizeilichen Expertinnen und Experten vorbereitet sein, die sich im Auftrag des 
EDA für internationale Einsätze in der Friedens- und Menschenrechtsförderung 
engagieren. Das geschieht in einem zweiwöchigen Ausbildungskurs, zu dem auch 
ein Tag mit praktischen Übungen gehört.
	 Wie bleibt man ruhig und besonnen, wenn man auf sich allein gestellt ist und 
keinerlei Hilfe erwarten kann? Wie bewältigt man den enormen Stress? Was ist 
zu tun, um sich selbst und die anderen Mitglieder seiner Gruppe unbeschadet aus 
einer derart heiklen Lage zu befreien?
	 Claudia Rizzo ist eine erfahrene Ausbildnerin von angehenden Expertinnen und 
Experten. Aus etwas Distanz beobachtet sie die realitätsnahen Übungen und das 
Verhalten der Kursteilnehmerinnen und -teilnehmer. Am Ende des Trainingstages 
bespricht sie mit der ganzen Gruppe die gemachten Erfahrungen und vermittelt, 
was zur Entschärfung eines solchen Ernstfalls beitragen kann und was unbedingt 
zu unterlassen ist – damit die Chancen steigen, ihn schadlos zu überstehen.
	 Rund 200 Expertinnen und Experten sind jährlich zur Friedensförderung in 
über 40 Ländern im Einsatz – in internationalen Organisationen sowie für schwei
zerische bilaterale Programme. Diese dienen dem Aufbau staatlicher Struk
turen, der Durchführung und Beobachtung von Wahlen oder unterstützen Dialog
bemühungen und Friedensgespräche. So helfen sie mit, in Krisengebieten stabile 
Verhältnisse zu schaffen und damit zur Sicherheit der Bevölkerung beizutragen.

Claudia Rizzo  arbeitet in der Sektion Expertenpool für zivile Friedensförderung der Abteilung  
Menschliche Sicherheit der Politischen Direktion und ist eine von rund 5400 Bundesangestellten  

im Eidgenössischen Departement für auswärtige Angelegenheiten EDA
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Das Zentrum kümmert sich zudem um Schweizer Staatsangehöri
ge bei bewaffneten Konflikten, politischen Unruhen, Attentaten, 
Naturkatastrophen oder Entführungen. 
	 Dem Staatssekretariat angegliedert ist zudem die Abteilung 
Präsidiale Angelegenheiten und Protokoll, die Zeremoniell und Pro
tokoll koordiniert und für die Einhaltung des «Eidgenössischen 
Protokollreglements» sorgt. 

Politische Direktion PD
Direktor:
Staatssekretär Yves Rossier

Die globalen Herausforderungen einschätzen, aussenpolitische 
Strategien entwickeln, Spannungs- und Krisenherde erkennen: 
In der Politischen Direktion PD fliessen die Informationen zusam
men, die es erlauben, die Interessen der Schweiz im Ausland zu 
wahren. Die PD unter Leitung des Staatssekretärs führt das aus
senpolitische Tagesgeschäft und ist die vorgesetzte Stelle für alle 
Auslandvertretungen.
	 Fünf geografische Abteilungen sind für die bilateralen Bezie
hungen mit den Staaten ihrer jeweiligen Region zuständig und für 
die Koordination mit der Bundesverwaltung. Eine weitere Abtei
lung setzt die Politik in der UNO und anderen internationalen Or
ganisationen um und ist zuständig für die Politik der Schweiz als 
Gaststaat internationaler Organisationen. 
	 Die Abteilung Menschliche Sicherheit befasst sich mit ziviler 
Friedensförderung und Stärkung der Menschenrechte. Im Zen
trum stehen die Sicherheit des einzelnen Menschen und sein 
Schutz vor politischer Gewalt, Krieg und Willkür. Die Abteilung 
Sektorielle Aussenpolitiken sorgt für kohärente Positionen in den 
Bereichen Finanz und Wirtschaft, Umwelt, Verkehr, Energie, Ge
sundheit und Bildung, Wissenschaft und Raumfahrt. Die Abtei
lung Sicherheitspolitik befasst sich mit internationaler Sicherheit, 
Rüstungskontrolle und Abrüstung. 

Vertretungen der Schweiz im Ausland 

Die Schweiz ist im Ausland mit rund 170 Vertretungen (Botschaf
ten, Generalkonsulate, Kooperationsbüros und Missionen bei in
ternationalen Organisationen) präsent. Sie nehmen die diploma
tischen Interessen wahr, bieten konsularische Dienstleistungen an 
und sind in der internationalen Zusammenarbeit tätig. Zahlreiche 
Vertretungen beherbergen zudem weitere Akteure wie Swiss Busi
ness Hubs, Swissnex, Schweiz Tourismus oder Pro Helvetia. 

Eidgenössisches Departement 
für auswärtige Angelegenheiten EDA

Das EDA wahrt die Interessen der Schweiz im Ausland und setzt 
die aussenpolitische Strategie des Bundesrats um. Besonderes 
Gewicht legt der Bundesrat für die Jahre 2012–2015 auf Pflege 
und Ausbau der Beziehungen zu den Nachbarstaaten und zur Eu
ropäischen Union EU. Gleichzeitig will die Schweiz ihren Einsatz 
für Stabilität in Europa und der Welt verstärken sowie die strate
gischen Partnerschaften insbesondere mit Schwellenländern und 
das multilaterale Engagement intensivieren und diversifizieren. 
	 Zu den Prioritäten gehören zudem Kontakt- und Beziehungs
pflege mit der fünften Schweiz. Mit modernen Techniken will das 
EDA seine Dienstleistungen für Schweizerinnen und Schweizer, 
die im Ausland wohnen oder reisen, weiter verbessern.

Generalsekretariat GS-EDA
Generalsekretär: 
Benno Bättig

Als Stabsstelle unterstützt das Generalsekretariat den De
partementsvorsteher in der täglichen Arbeit. Es koordiniert die 
Geschäfte für Parlament und Bundesrat und ist verantwortlich 
für die Kommunikation und Information des EDA. Es ist zuständig 
für das Controlling und die Aufsicht über die diplomatische und 
konsularische Geschäftsführung der Vertretungen im Ausland. 
Daneben gehört die Förderung der Chancengleichheit von Frau 
und Mann im EDA zu seinen Aufgaben. 
	 Dem Generalsekretariat unterstellt ist Präsenz Schweiz, die für 
die Landeskommunikation zuständig ist und das Wissen über die 
Schweiz und ihre Wahrnehmung im Ausland fördert – unter ande
rem mit Auftritten an Weltausstellungen (z.B. Mailand 2015) oder 
an Olympischen Spielen. Sie lädt ausländische Delegationen in die 
Schweiz ein und betreibt das Internetportal www.swissworld.org.
	 Ebenfalls dem GS unterstellt ist der Historische Dienst des 
EDA. Er dokumentiert unter anderem die historischen Aspekte der 
schweizerischen Aussenpolitik. 

Staatssekretariat
Staatssekretär: 
Yves Rossier

Das Staatssekretariat spielt eine führende Rolle in der 
Entwicklung und Planung der Aussenpolitik zuhanden des De
partementsvorstehers. Zum Zuständigkeitsbereich des Staatsse
kretärs, der den Departementsvorsteher nach innen und aussen 
vertreten kann, gehören Pflege, Koordination und Weiterentwick
lung der bilateralen Beziehungen der Schweiz mit anderen Staa
ten, die Zusammenarbeit mit internationalen Organisationen wie 
der UNO sowie die Sicherheits-, Friedens- und Abrüstungspolitik. 
Unterstützt wird er dabei von der Politischen Direktion, der er als 
Direktor vorsteht. 
	 Dem Staatssekretär direkt unterstellt ist das Krisenmanage
ment-Zentrum. Es publiziert Reisehinweise mit Einschätzungen 
der Sicherheitslage im Ausland (www.eda.admin.ch/reisehin
weise) und informiert via Twitter über die wichtigsten Änderungen. 

http://www.swissworld.org
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Departementsvorsteher: 
Didier Burkhalter	
 

Bundeshaus West , 3003 Bern
031 322 31 53
Infoverantwortlicher: Jean-Marc Crevoisier
www.eda.admin.ch

Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit DEZA
Direktor:
Martin Dahinden

www.deza.admin.ch

Die Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit DEZA 
setzt die aussenpolitische Strategie des Bundesrats in den Be
reichen Humanitäre Hilfe, Entwicklungs- und Ostzusammenarbeit 
sowie in der regionalen und globalen Zusammenarbeit um. Die 
DEZA unterstützt die Opfer von Krisen und Konflikten und leistet 
mit dem Schweizerischen Korps für humanitäre Hilfe SKH Not- und 
Wiederaufbauhilfe nach Naturkatastrophen und Gewaltkonflikten. 
Mit dem Staatssekretariat für Wirtschaft SECO setzt sie den soge
nannten Erweiterungsbeitrag an die neuen EU-Mitgliedstaaten um. 
	 In Regionen, die unter grosser Armut oder Konflikten leiden, 
setzt sich die DEZA für nachhaltiges Wachstum ein. Sie unterstützt 
die ländliche Entwicklung, Staats- und Verwaltungsreformen oder 
Programme und Projekte, die den Zugang der Bevölkerung zu Bil
dung und Gesundheit verbessern oder Beschäftigung und Einkom
men erhöhen. In der Ostzusammenarbeit begleitet sie gemäss Man
dat von Bundesrat und Parlament politische und wirtschaftliche 
Reformen. 
	 Multilateral engagiert sich die DEZA in internationalen Orga
nisationen, Fonds und Netzwerken für technische Zusammenarbeit 
und Finanzhilfe zugunsten von Entwicklungsländern. Im Rahmen 
der globalen Programme unterstützt die DEZA gezielt Innovationen 
und Projekte in den Bereichen Klimawandel, Wasser, Ernährungs
sicherheit, Migration und Gesundheit.
	 Auf ihrer Website, mit einem Newsletter oder der Zeitschrift 
«Eine Welt» informiert die DEZA regelmässig über ihre Arbeit sowie 
ihren Einsatz in Not- und Katastrophengebieten (www.deza.admin.
ch/publikationen). 

Direktion für Ressourcen DR
Direktorin:
Helene Budliger Artieda

Die Direktion für Ressourcen bewirtschaftet und steuert 
als Kompetenz- und Dienstleistungszentrum die Ressourcen des 
EDA (Personal, Finanzen, Logistik, Informatik usw.). Sie ist ver
antwortlich für die Sicherheit von Vertretungen und Personal. 
Gleichzeitig sorgt sie dafür, dass das Aussennetz effizient betrie
ben werden kann und stellt alle notwendigen Mittel für einen rei
bungslosen Betrieb vor Ort und für die Kommunikation und Koor
dination mit der Zentrale in Bern sicher. 
	 In der DR angesiedelt sind auch der Rechtsdienst des Departe
ments und die Bundesreisezentrale, die für die gesamte Bundes
verwaltung internationale Dienstreisen organisiert.

Direktion für europäische Angelegenheiten DEA
Direktor: 
Henri Gétaz

Die Direktion für europäische Angelegenheiten DEA ist 
das Kompetenzzentrum des Bundes für alle Fragen der europä
ischen Integration. Die DEA verfolgt die politischen und wirt
schaftlichen Aspekte der europäischen Integration, koordiniert 
die Schweizer Europapolitik und informiert darüber. Sie bereitet 
Entscheide vor und leitet die Verhandlungen mit der EU in Zu
sammenarbeit mit den Fachstellen. Gleichzeitig beobachtet und 
analysiert sie die Entwicklung der EU und des Europarechts und 
deren Folgen für die Schweiz. 

Direktion für Völkerrecht DV
Direktor: 
Valentin Zellweger

Die Direktion für Völkerrecht wahrt die Rechte und In
teressen der Schweiz, die sich aus dem Völkerrecht ergeben. Sie 
wacht darüber, dass die Schweiz ihre entsprechenden Verpflich
tungen einhält und engagiert sich international für Achtung und 
Weiterentwicklung des Völkerrechts. Konkret wirkt sie mit bei 
Aushandlung, Abschluss und Umsetzung internationaler Verträ
ge. Zu ihren Aufgaben gehören auch der Umgang mit Potentaten
geldern, die rechtlichen Aspekte der schweizerischen Neutralität, 
menschenrechtliche Fragen sowie die Genfer Konventionen zum 
Schutz der Opfer von Kriegen. Zudem ist die DV zuständig für die 
Beziehungen zum Fürstentum Liechtenstein.
	 Ihr angegliedert ist das Schweizerische Seeschifffahrtsamt 
SSA, das die Seeschifffahrt unter Schweizer Flagge beaufsichtigt, 
weil es hier vorwiegend um völkerrechtliche Beziehungen geht. 

Konsularische Direktion KD
Direktor: 
Gerhard Brügger

Die Konsularische Direktion KD stellt als zentrale Anlauf
stelle einen optimalen Service public für die Schweizer Bürge
rinnen und Bürger im Ausland sicher. Die Vertretungen im Aus
land sollen die konsularischen Dienstleistungen zuverlässig und 
effizient erbringen können – zum Beispiel dank mobiler Stationen 
zur Datenerfassung für biometrische Pässe. 
	 Die EDA-Helpline (+41 (0)800 24-7-365) nimmt rund um die 
Uhr Anfragen entgegen. Wenn Schweizerinnen und Schweizer im 
Ausland in eine Notlage geraten und Hilfe benötigen, übernimmt 
das Zentrum für Bürgerservice der KD die Koordination zwischen 
den Auslandvertretungen, Organisationen, Behörden und Ange
hörigen in der Schweiz. 
	 Gleichzeitig ist die KD auch zuständig für die Beziehungen zu 
den Auslandschweizerinnen und Auslandschweizern. Sie ist An
laufstelle für alle Fragen rund um das Thema Auswandern und 
Leben im Ausland (www.swissemigration.ch). 

http://www.eda.admin.ch
http://www.swissemigration.ch
http://www.deza.admin.ch
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Vorsprung 
durch Technik

W oher weiss ein Schweizer Grenzwächter, wie der Pass 
eines südamerikanischen Landes aussieht? Und wie 
kann eine Kantonspolizistin feststellen, ob der ihr 

gezeigte ausländische Ausweis echt ist?
	 Im Zweifelsfall greifen sie auf die Arbeit von Elisa Gianinazzi 
zurück, die hier die entsprechenden Muster in eine rund um 
die Uhr abrufbare Datenbank des Bundesamts für Polizei ein
gibt.
	 Bei der Koordinationsstelle Identitäts- und Legitimations
ausweise in Bern erfasst und analysiert sie amtliche Doku
mente aus der ganzen Welt: Im ultravioletten Licht zeigen sich 
ihr die jeweiligen besonderen Sicherheitsmerkmale. Vor sich 
hat sie gerade – von links oben im Uhrzeigersinn – Beispiele 
der derzeitigen Reisepässe von Bolivien, Südafrika, Neusee
land und Kosovo, die sie fotografisch festhält und beschreibt.
	 War es früher für Fälscher relativ einfach, einen Pass 
nachzumachen, ist das heutzutage nahezu unmöglich. Dank 
neuen ausgeklügelten Herstellungstechniken sind die seit 
einigen Jahren international verbreiteten E-Pässe mit kaum 
fälschbaren  Elementen versehen: Zur Sicherheit des Doku
ments tragen nun – nebst den herkömmlichen maschinen
lesbaren Zeilen, hauchdünnen, transparenten Folien und 
Spezialpapieren – auch elektronische Funk-Mikrochips bei, 
die sogenannte biometrische Daten wie etwa Gesichtsbild und 
Fingerabdrücke speichern.
	 Diese Daten lassen sich nicht unbemerkt verändern oder 
kopieren. Fingerabdrücke sind zudem besonders gesichert: 
Damit eine in- oder ausländische Behörde sie überhaupt lesen 
kann, braucht es eine Berechtigung. Der Bundesrat erteilt 
eine solche nur für Länder, deren Datenschutzniveau dem 
schweizerischen gleichwertig ist.
	 Dank diesen aufwendigen technischen Vorkehrungen ist in 
der Schweiz die Zahl gefälschter Reisedokumente deutlich 
zurückgegangen. Gleichwohl werden bei Kontrollen an der 
Grenze und im Landesinnern immer noch durchschnittlich 
zehn Täuschungsversuche pro Tag aufgedeckt.

Elisa Gianinazzi arbeitet als forensische Mitarbeiterin bei der  
Koordinationsstelle Identitäts- und Legitimationsausweise (Kila) des  

Bundesamts für Polizei (fedpol) und ist eine von rund 3000  
Bundesangestellten im Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartement EJPD

Eidgenössisches Justiz- und 
Polizeidepartement EJPD
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Weiter sorgt Fedpol für den Schutz der Behörden und Gebäude des 
Bundes sowie der Personen und Gebäude, für welche völkerrecht
liche Schutzpflichten bestehen. Fedpol ist zudem für den Schweizer 
Pass und die Identitätskarte zuständig und dient als Schnittstelle 
zwischen den ausstellenden Behörden sowie den Bürgerinnen und 
Bürgern. Für nationale und internationale Partner stellt das Amt die 
zentrale Polizeistruktur zur Verfügung, die Dienstleistungen wie 
etwa den Betrieb von Datenbanken für Personen- und Sachfahn
dungen und zur Identifikation von Personen und Spuren umfasst. 
Zur Bekämpfung grenzüberschreitender Kriminalität schliesst Fed
pol ausserdem Polizeiabkommen mit einzelnen Staaten ab.

Bundesamt für Migration BFM 
Direktor: 
Mario Gattiker

 www.bfm.admin.ch

Welches sind die Voraussetzungen, damit ein indischer 
Informatiker in einem Schweizer Unternehmen arbeiten kann, ein 
kroatischer Student an der ETH studieren darf oder das Asylge
such eines afghanischen Asylbewerbers gutgeheissen wird? Das 
Bundesamt für Migration (BFM) weiss Rat. Es ist zuständig für die 
gesamtschweizerische Regelung und den einheitlichen Vollzug 
von Aufenthaltsbewilligungen von Ausländerinnen und Auslän
dern, die in der Schweiz arbeiten, sich weiterbilden oder hier le
ben möchten. Seine Mitarbeitenden entscheiden, wer gemäss den 
gesetzlichen Bestimmungen in unserem Land Schutz vor Verfol
gung erhält. Gemeinsam mit den Kantonen organisiert das BFM 
die Unterbringung der Asylsuchenden und die Rückkehr der Per
sonen, die des Schutzes der Schweiz nicht bedürfen.  Das Bundes
amt für Migration ist massgebend bei der Entwicklung von Rechts
grundlagen beteiligt, sei es im Asyl-, Ausländer-, Bürgerrechts- oder 
Integrationsbereich. Zudem koordiniert das Amt die Integrations
bemühungen von Bund, Kantonen und Gemeinden und ist auf 
Bundesebene für Einbürgerungen zuständig. 
 

Eidgenössische 
Spielbankenkommission ESBK	                  

Direktor: 
Jean-Marie Jordan

www.esbk.admin.ch

Die ESBK ist Aufsichtsbehörde über die Spielbanken in der 
Schweiz. Sie stellt somit sicher, dass die Casinos faire Spiele für 
alle anbieten. Sie überprüft auch, ob die Spielbanken ihrer Sorg
faltspflicht nachkommen und die vorgeschriebenen Massnahmen 
gegen die Geldwäscherei und zur Prävention der Spielsucht um
setzen. Die ESBK prüft auch, ob bei einem konkreten Spiel der Ge
winn überwiegend durch den Zufall oder das Geschick des Spie
lers bestimmt wird. Sie verfolgt ebenfalls das illegale Glücksspiel 
in der Schweiz. Die ESBK holt die Spielbankenabgabe auf dem von 
den Casinos realisierten Bruttospielertrag ein und lässt diesen Be
trag hauptsächlich dem AHV-Ausgleichsfonds zufliessen. 

Generalsekretariat GS-EJPD 
Generalsekretär: 
Matthias Ramsauer

Leiter ISC: 
Christian Baumann

www.ejpd.admin.ch

Das Generalsekretariat (GS) unterstützt und berät die De
partementsvorsteherin in ihrer täglichen Arbeit und sorgt für das 
Zusammenspiel der verschiedenen Teile des Departements. Es ko
ordiniert Geschäfte für Parlament und Bundesrat, informiert die 
Öffentlichkeit via Medien oder per Internet über die Tätigkeiten des 
EJPD und steuert das Personal- und Finanzwesen im Departement. 
	 Im GS angesiedelt ist auch das Informatik Service Center ISC. Es 
entwickelt und betreibt Informatikanwendungen für Justiz, Polizei 
und Migrationsbehörden in der ganzen Schweiz wie etwa Fahn
dungssysteme und das Strafregister. Ihm administrativ unterstellt ist 
der Dienst Überwachung Post- und Fernmeldeverkehr.

Bundesamt für Justiz BJ	
Direktor: 
Michael Leupold

www.bj.admin.ch

Das Bundesamt für Justiz (BJ) erarbeitet Erlasse zum Zi
vilrecht, Strafrecht, Schuldbetreibungs- und Konkursrecht, inter
nationalen Privatrecht und in Bereichen des Staats- und Verwal
tungsrechts. Es übernimmt innerhalb der Bundesverwaltung eine 
Beraterfunktion für alle Rechtsetzungsgeschäfte. Es hat die Ober
aufsicht über das Handelsregister-, das Zivilstands- und Grund
buchwesen, über Schuldbetreibung und Konkurs sowie über den 
Strafvollzug und führt das Schweizerische Strafregister. Es richtet 
Baubeiträge an die Kosten der Kantone für Bauten im Bereich des 
Straf- und Massnahmenvollzugs aus. Betriebsbeiträge an Einrich
tungen der stationären Jugendhilfe helfen zudem, die Qualität 
der erzieherischen Arbeit zu sichern.
	 International vertritt das Amt die Schweiz vor den Strassbur
ger Menschenrechtsorganen und in zahlreichen Organisationen; 
zudem ist es Zentralstelle bei internationalen Kindsentführungen 
und Adoptionen. Das BJ arbeitet mit ausländischen Behörden auf 
dem Gebiet der Rechtshilfe und Auslieferung zusammen.

Bundesamt für Polizei Fedpol	
Direktor: 
Jean-Luc Vez

www.fedpol.admin.ch

Die Mitarbeitenden des Bundesamts erfüllen in verschie
denen Bereichen Aufgaben zum Schutz der Bevölkerung und des 
Rechtsstaates. Im Auftrag der Bundesanwaltschaft ermitteln sie 
jährlich in mehreren hundert Fällen von Schwerstkriminalität auf 
Stufe Bund. Darunter fallen Terrorismus, Organisierte Kriminali
tät und Geldwäscherei. Fedpol unterstützt zudem die kantonalen 
Strafverfolgungsbehörden, zum Beispiel bei der Bekämpfung von 
Menschenhandel und Menschenschmuggel oder von Kinderporno
grafie.

Eidgenössisches Justiz- und 
Polizeidepartement EJPD

http://www.ejpd.admin.ch
http://www.bj.admin.ch
http://www.fedpol.admin.ch
http://www.bfm.admin.ch
http://www.esbk.admin.ch


 Der Bund kurz erklärt  59

EXEKUTIVE

Schweizerisches Institut für Rechtsvergleichung SIR	
Direktorin: 
Christina Schmid

www.isdc.ch

«Andere Länder, andere Sitten» – ein Sprichwort, das 
gerade die Schweiz mit ihren zahlreichen Beziehungen zum Aus
land besonders betrifft. «Andere Sitten», ausländisches Recht, 
sind etwa bei internationalen Familienverhältnissen und im Wirt
schaftsverkehr relevant. Das SIR erteilt Gerichten, Behörden und 
Anwälten Informationen zu ausländischen Rechtssystemen. Damit 
die Schweiz von ausländischen Erfahrungen profitieren kann, er
arbeitet es auch Referenzmodelle und inspiriert den Gesetzgeber. 

Eidgenössische Schiedskommission 
für die Verwertung von Urheberrechten 
und verwandten Schutzrechten ESchK          

Präsidentin: 
Laura Hunziker Schnider

www.eschk.admin.ch

Wer Musik kopiert, sendet oder ausserhalb des privaten 
Bereichs aufführt, schuldet dem Urheber eine Entschädigung. 
Diese Pflicht gilt auch für literarische oder audiovisuelle Werke. 
Nicht nur die Urheber werden entschädigt, sondern auch die
jenigen, die solche Werke darbieten. Die Vergütungen werden 
zwischen den Verwertungsgesellschaften und den Nutzerorga
nisationen ausgehandelt und in Tarifen festgelegt. Aufgabe der 
Kommission ist die Prüfung und Genehmigung dieser Tarife.

Nationale Kommission zur Verhütung von Folter NKVF	
Präsident: 
Jean-Pierre Restellini

www.nkvf.admin.ch

Die Schweiz hat das Protokoll zur Anti-Folter-Konvention 
der UNO ratifiziert. Durch Besuche und Kontrollen in Gefäng
nissen und Anstalten leistet die Kommission einen Beitrag zur 
Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung. Sie setzt sich aus Fachleuten der Bereiche Medizin, 
Psychiatrie, Recht, Strafverfolgung sowie Straf- und Massnah
menvollzug zusammen. 

Eidgenössische Kommission für Migrationsfragen EKM	
Präsident: 
Walter Leimgruber

www.ekm.admin.ch

Als ausserparlamentarische Kommission berät die EKM 
Bundesrat und Verwaltung in Migrationsfragen, erarbeitet Stel
lungnahmen und Empfehlungen und veröffentlicht Berichte. Sie 
umfasst 30 Mitglieder, rund die Hälfte davon kennt die Migration 
aus eigener Erfahrung.  

Eidgenössische Revisionsaufsichtsbehörde RAB	
Direktor: 
Frank Schneider

www.revisionsaufsichtsbehoerde.ch

Die RAB stellt sicher, dass in der Schweiz Revisions
dienstleistungen ordnungsgemäss erbracht werden. Zu diesem 
Zweck unterhält sie eine Zulassungsstelle und führt ein kosten
loses öffentliches Register für alle Personen und Unternehmen, 
die gesetzlich vorgeschriebene Revisionsdienstleistungen erbrin
gen. Ausserdem beaufsichtigt sie Unternehmen, die Revisions
dienstleistungen für Publikumsgesellschaften anbieten. Die RAB 
arbeitet eng mit anderen Aufsichtsbehörden, den Börsen, den 
Strafbehörden, den Zivilgerichten und mit ausländischen Revisi
onsaufsichtsbehörden zusammen.

Eidgenössisches Institut für Geistiges Eigentum IGE	
Direktor: 
Roland Grossenbacher

www.ige.ch

Erfinderische	 Köpfe	 können	 am	 IGE	 ihre	 Innovationen	
und Kreationen registrieren lassen und damit gegen Nachahmer 
schützen: Erfindungen lassen sich patentieren, Namen als Marken 
und Muster oder Formen als Designs eintragen. Das IGE unter
stützt Interessierte mit Online-Informationen, Telefonauskünf
ten und begleiteten Patentrecherchen. Zudem berät es die Bun
desbehörden in Fragen des Geistigen Eigentums und vertritt die 
Schweiz in diesen Belangen im Ausland und bei internationalen 
Organisationen.

Eidgenössisches Institut für Metrologie METAS	
Direktor: 
Christian Bock

www.metas.ch

Genauigkeit, hohe Qualität und Zuverlässigkeit zeichnen 
Schweizer Produkte und Dienstleistungen aus. Das setzt genaues und 
richtiges Messen und Prüfen voraus. Das METAS steht an der Spitze 
der Messgenauigkeit; es ist der Ort, «wo die Schweiz am genausten 
ist». Mit seiner Tätigkeit und seinen Dienstleistungen schafft das ME
TAS die Voraussetzungen dafür, dass in der Schweiz so genau gemes
sen und geprüft werden kann, wie es für Wirtschaft, Forschung und 
Verwaltung erforderlich ist. Das METAS bereitet zudem im Messwe
sen die gesetzlichen Regelungen vor und beaufsichtigt zusammen 
mit den Kantonen die Verwendung von Messmitteln im Handel und 
im Dienste der öffentlichen Sicherheit sowie der Umwelt.

Departementsvorsteherin: 
Simonetta Sommaruga
 
Bundeshaus West , 3003 Bern
031 322 18 18
Informationsverantwortliche: Sylvia Scalabrino
info@gs-ejpd.admin.ch
www.ejpd.admin.ch

mailto:info@gs-ejpd.admin.ch
http://www.ejpd.admin.ch
http://www.isdc.ch
http://www.eschk.admin.ch
http://www.nkvf.admin.ch
http://www.ekm.admin.ch
http://www.revisionsaufsichtsbehoerde.ch
http://www.ige.ch
http://www.metas.ch
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Eidgenössisches Departement für Verteidigung, 
Bevölkerungsschutz und Sport VBS

Lukas Gieringer ist Chef Simulatoren Helikopter im Luftwaffenstab A3/5 und einer 
von rund 12 000 Bundesangestellten im Eidgenössischen Departement 

für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport VBS

200 Fuss 
über dem Säuliamt

Oberstleutnant Lukas Gieringer überfliegt gerade Affoltern am Albis 
und hält mit seinem EC635 über den Isenberg auf die Reuss zu.
Allerdings tut er das nicht in circa 60 Meter Flughöhe über dem 

Knonauer Amt, sondern in einer Halle auf dem Militärflugplatz von Emmen 
– in einem der beiden Helikopter-Simulatoren der Luftwaffe.
	 Diese stehen auf hydraulischen Beinen, die alle Bewegungen und 
Vibrationen eines Helis im Flug quasi 1:1 vermitteln; und der Blick aus dem 
Cockpit zeigt ein computergeneriertes Landschaftsbild, auf dem Strassen, 
Häuser und Bäume wirklichkeitsnah dargestellt sind: Die hochkomplexe 
Technik lässt so ein realistisches Flugerlebnis nachempfinden.
	 Die Simulatoren dienen primär der Ausbildung sowie den jährlichen 
Trainings- und Weiterbildungsprogrammen der Schweizer Berufs- und 
Milizpiloten. Wenn sich diese auf einen «Cougar» umschulen lassen, haben 
sie bereits eine Flugerfahrung von mehr als 300 Stunden auf anderen 
Helikoptern.
	 Mit Lukas Gieringer trainieren sie mehrmals alle Verfahren – auch 
solche, die sie aus Sicherheitsgründen im Flug nicht ausführen – sowie 
sämtliche denkbaren Pannensituationen. Ihre Hauptaufgaben sind das 
Üben aller Cockpitarbeiten und in erster Linie das sichere Beherrschen 
des Instrumentenflugs.
	 Dank dem ausgereiften System lassen sich nahezu alle Situationen 
realitätsgetreu nachstellen, weshalb die im Simulator verbrachten Zeiten 
für die Luftwaffe als vollwertige Flugstunden gelten.
	 Die virtuelle «Trockenübung» auf dem Boden führt zu massiv niedri
geren Kosten und sie erspart zudem den Menschen überall im Land Lärm- 
und andere Umweltbelastungen – auch zum Beispiel im Säuliamt.
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Verteidigung	
Chef der Armee: 
Korpskommandant André Blattmann

www.armee.ch

Das V im Kürzel VBS steht für Verteidigung und ist das pla
nende, führende und verwaltende Rückgrat der Schweizer Armee. 
V ist der grösste Departementsbereich und wird vom Chef der Ar
mee im Range eines Korpskommandanten (Dreisternegeneral) 
geführt. Die Gruppe Verteidigung besteht aus dem Hauptquartier 
mit dem Armeestab und dem Führungsstab, aus Heer und Luft
waffe, aus der Höheren Kaderausbildung der Armee sowie aus der 
Logistik- und Führungsunterstützungsbasis der Armee.
	 Der Armeestab ist für die Umsetzung der politischen Vorga
ben und Handlungsanweisungen auf militärstrategischer Stufe 
verantwortlich. Des Weiteren stellt er die Entwicklung, Planung, 
Ressourcenzuteilung sowie die Steuerung der Armee sicher. Der 
Führungsstab plant und steuert die Bereitschaft der Truppe und 
die Einsätze, handle es sich nun um die Sicherheit für das World 
Economic Forum WEF in Davos, um die Friedensförderung auf 
dem Balkan (z.B. durch die Swisscoy im Kosovo) oder um die 
Katastrophenhilfe bei Lawinen, Überschwemmungen oder Wald
bränden im In- und Ausland.
	 Die Kommandanten von Heer und Luftwaffe, ebenfalls Korps
kommandanten, tragen die Gesamtverantwortung für die Aus
bildung und für die Bereitschaft der Boden- und der Luftforma
tionen.
	 Im Rahmen der Höheren Kaderausbildung der Armee werden 
die Milizoffiziere und die Berufsmilitärs aus- und weitergebildet. 
Die Logistikbasis garantiert den gesamten Nach- und Rückschub 
von Waffen, Material und Lebensmitteln, die Instandhaltung und 
die Infrastruktur. Zur Logistikbasis gehören auch die Sanitäts- 
und die Transporttruppen. Die Führungsunterstützungsbasis 
stellt alle notwendigen elektronischen Unterstützungsleistungen 
zur Verfügung.

Bevölkerungsschutz	
Direktor: 
Willi Scholl

www.bevoelkerungsschutz.ch

Das B im Kürzel VBS steht für Bevölkerungsschutz. Die
ser ist das zivile Verbundsystem für Führung, Schutz, Rettung und 
Hilfe. Im Fall von Katastrophen und Notlagen stellt der Bevölke
rungsschutz die Zusammenarbeit der fünf Partnerorganisationen 
Polizei, Feuerwehr, Gesundheitswesen, technische Betriebe und 
Zivilschutz sicher. Ein gemeinsames Führungsorgan übernimmt 
die Koordination und Führung der Einsätze.

Generalsekretariat GS-VBS
Generalsekretärin: 
Brigitte Rindlisbacher

Die Aufgaben des Chefs VBS sind äusserst vielfältig. Das 
Generalsekretariat (GS) ist ein Team von Spezialistinnen und 
Spezialisten verschiedenster Bereiche, das den Departementschef 
in seiner täglichen Arbeit unterstützt, das aber auch mittel- und 
langfristig plant. Das GS steuert, koordiniert und überwacht den 
Einsatz der Mittel des Departements in den Bereichen Personal, 
Finanzen, Recht, Politik, Aufsicht sowie Raum und Umwelt und 
ist verantwortlich für die sicherheitspolitische Strategie, die Kom
munikation, die Bibliothek am Guisanplatz, die Übersetzungs
dienste und das Schadenzentrum.

Oberauditorat	

Oberauditor: 
Brigadier Dieter Weber

www.oa.admin.ch

Das Oberauditorat sorgt dafür, dass die Militärgerichte – 
unabhängig von Armeeführung und Verwaltung – ihre Aufgabe 
erfüllen können. Der Oberauditor ist der Chef der Militärjustiz 
und oberster militärischer Ankläger. Er leitet in die militärische 
Gerichtsbarkeit fallende Strafverfahren ein, überwacht diese und 
nimmt alle weiteren ihm vom Gesetzgeber zugewiesenen prozes
sualen Rechte und Pflichten wahr. 

Eidgenössisches Departement 
für Verteidigung, Bevölkerungsschutz 
und Sport VBS

http://www.oa.admin.ch
http://www.armee.ch
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Für den Bevölkerungsschutz sind weitgehend die Kantone zu
ständig. Der Bund, insbesondere das Bundesamt für Bevölke
rungsschutz BABS, sorgt für Grundlagen und Koordination, etwa 
in den Bereichen Konzeption, ABC-Schutz (atomare, biologische 
und chemische Gefahren), Warnung und Alarmierung, Ausbil
dung oder Schutzinfrastruktur. Zuständig ist der Bund speziell 
für Anordnungen im Fall von erhöhter Radioaktivität, Notfällen 
bei Stauanlagen, Epidemien und Tierseuchen sowie bei einem be
waffneten Konflikt.
	 Zum BABS gehören zwei Geschäftsbereiche mit speziellen 
Aufgaben: Die Nationale Alarmzentrale NAZ in Zürich ist als Kern 
der Einsatzorganisation des Bundes Ansprechstelle im Bereich 
Bevölkerungsschutz. Bei ausserordentlichen Ereignissen ist sie 
zuständig für die Warnung der Behörden und die Erfassung der 
Lage auf Stufe Bund. Bei Ereignissen mit erhöhter Radioaktivität 
kann sie die Bevölkerung alarmieren und Schutzmassnahmen an
ordnen. Das Labor Spiez ist das schweizerische Institut für ABC-
Schutz. Seine Dienste werden auch immer wieder von der UNO 
und anderen internationalen Organisationen beansprucht.

Sport	
Direktor: 
Matthias Remund

www.baspo.ch

Das S im Kürzel VBS steht für Sport. Das Bundesamt für 
Sport BASPO in Magglingen fördert Sport und Bewegung für die 
gesamte Bevölkerung. Bei seinen Tätigkeiten orientiert es sich 
an den positiven Auswirkungen von Sport und Bewegung: Ge
sundheit, Bildung, Leistung, Wirtschaft und Nachhaltigkeit. Das 
BASPO sorgt für die Entwicklung und Mitgestaltung der natio
nalen Sportpolitik und setzt die daraus resultierenden Aufgaben 
um. Das wichtigste Förderungsprogramm ist Jugend+Sport, an 
dem jährlich rund 550 000 Jugendliche in 75 Sportarten teilneh
men. Die Eidgenössische Hochschule für Sport Magglingen EHSM 
als Teil des BASPO ist eine der bedeutendsten Ausbildungsstätten 
im Schweizer Sport. Zu ihren Kernkompetenzen zählen die Er
ziehungswissenschaft, der Nachwuchs- und Spitzensport und die 
Qualität im Schulsportunterricht. In diesen Bereichen betreibt die 
EHSM Lehre, Forschung und Entwicklung und bietet Dienstlei
stungen an. In Magglingen und in Tenero führt das BASPO moder
ne Ausbildungs-, Kurs- und Trainingszentren, die der Hochschule, 
den Verbänden, Vereinen und Schulen zur Verfügung stehen.

Armasuisse	
Rüstungschef: 
Ulrich Appenzeller

www.armasuisse.ch

Armasuisse ist das Kompetenzzentrum für Beschaffung, 
Technologie, Immobilien und Geodaten des VBS. Armasuisse stellt 
die Versorgung der Armee und des Bevölkerungsschutzes mit Sys
temen, Fahrzeugen, Material und Immobilien sicher. Armasuisse 
ist eines der beiden Beschaffungskompetenzzentren des Bundes.
	 Wohl in jedem Schweizer Haushalt lässt sich somit ein Produkt 
oder Gegenstand finden, welcher mit Armasuisse in Verbindung 
steht. Sei dies ein qualitativ hochstehendes Produkt vom Bundes
amt für Landestopografie Swisstopo oder die persönliche Ausrü
stung eines Schweizer Wehrmannes.
       Armasuisse umfasst die Bereiche Unternehmensentwicklung 
und Controlling, Ressourcen und Support, das Bundesamt für 
Landestopografie Swisstopo sowie folgende Kompetenzbereiche: 
Führungs- und Aufklärungssysteme (beschafft z.B. Simulatoren), 
Landsysteme (beschafft z.B. gepanzerte Fahrzeuge), Luftfahrt
systeme (beschafft z.B. Flugzeuge für den Bund), Einkauf und 
Kooperation, Wissenschaft und Technologie, Immobilien (bewirt
schaftet rund 24 000 Objekte und 24 000 Hektaren Land des VBS).
       Da Armasuisse Waffen und Geräte über die gesamte Lebens
dauer begleitet, ist sie auch für die Liquidation verantwortlich.

                                                                                             
Nachrichtendienst des Bundes	

Direktor: 
Markus Seiler

Der Nachrichtendienst des Bundes (NDB) hat den gesetz
lichen Auftrag zur umfassenden Beurteilung der Bedrohungslage 
der Schweiz. Er trägt mit operativen und präventiven Leistungen 
direkt zum Schutz der Schweiz bei. Dazu beschafft er Informati
onen mit nachrichtendienstlichen Mitteln, analysiert sie, wertet 
sie aus und verbreitet seine Erkenntnisse und Beurteilungen mit 
dem Ziel, eine führungsrelevante Nachrichtenlage für Entschei
dungsträger aller Stufen zu erstellen. Besonderes Gewicht kommt 
dabei der Früherkennung von Bedrohungen und Gefahren, aber 
auch von Chancen für Schweizer Interessen zu. 
    Der NDB bearbeitet die Themen Terrorismus, Proliferation, ge
walttätiger Extremismus und verbotener Nachrichtendienst, aber 
auch regionale Sicherheitsentwicklungen, inklusive militärischer 
Aspekte. Der Dienst stützt sich auf ein umfangreiches Netz in- und 
ausländischer Partner. Er wird von verschiedenen Organen der 
Verwaltung und des Parlaments kontrolliert.

Departementsvorsteher: 
Ueli Maurer	

Bundeshaus Ost , 3003 Bern
031 324 50 58
Infoverantwortlicher: Peter Minder
www.vbs.admin.ch

http://www.vbs.admin.ch
http://www.baspo.ch
http://www.armasuisse.ch
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Eidgenössisches 
Finanzdepartement EFD

inkl. MwSt

Sonja Stettler arbeitet als Expertin in der Abteilung Externe Prüfung der  
Hauptabteilung Mehrwertsteuer der Eidgenössischen Steuerverwaltung und ist eine 

von rund 9100 Bundesangestellten im Eidgenössischen Finanzdepartement EFD

D iese Abkürzung – sie bedeutet: die Mehrwertsteuer ist im 
Totalbetrag inbegriffen – steht so oder ähnlich auf jedem 
Kassabon, jeder Quittung und jeder Rechnung in der Schweiz.

Denn wer Weggli verkauft, Gästen Betten anbietet oder diesen 
Text verfasst, muss von seiner Kundschaft die Mehrwertsteuer 
verlangen: Beim Bäcker beträgt sie derzeit 2,5%, im Hotel 3,8% 
und beim Schreiber 8%: Praktisch für sämtliche Waren und 
Dienstleistungen ist sie fällig.
	 Auf diese Weise kommt ein ansehnlicher Batzen zusammen: 
Rund ein Drittel der gesamten Bundeseinnahmen stammt aus der 
Mehrwertsteuer, nämlich etwa 22 Milliarden Franken jährlich; pro 
Tag sind das rund 60 Millionen.
	 Dass alle – ob Einzelfirma oder Grosskonzern – ihre Steuern 
korrekt abrechnen und bezahlen, dafür sorgt unter anderen die 
Expertin Sonja Stettler, indem sie entsprechende Kontrollen 
durchführt.
	 Diese sind bei einer sogenannten Selbstveranlagungssteuer 
besonders wichtig; denn nicht alle, die ihr unterworfen sind, 
kennen jede Vorschrift, und manche – vor allem in Jungunter
nehmen – sind unsicher, was genau sie zu tun haben. Die externe 
Prüfung dient darum auch der Information und der rechtsgleichen 
Behandlung der Steuerpflichtigen.
	 In diesem Industriebetrieb trifft Sonja Stettler auf eine ein
wandfrei geführte Buchhaltung. Doch das Sichten der Belege 
und der Vergleich mit den Einträgen in den Geschäftsbüchern 
sind aufwendig; deshalb beschränkt sie sich für die detaillierte 
Prüfung auf einen repräsentativen Zeitabschnitt, in der Regel auf 
ein Jahr.
	 Ohnehin können sie und ihre Kolleginnen und Kollegen immer 
nur einen Teil der rund 330  000 Mehrwertsteuer-Pflichtigen 
kontrollieren: jährlich etwas mehr als 8000, was weniger als drei 
Prozent entspricht.
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franken passiert. Die EFV betreut zudem die Rechtsgrundlagen der 
Geld- und Währungsordnung.
	 Der EFV angegliedert sind die Zentrale Ausgleichsstelle (ZAS) 
und die Eidgenössische Münzstätte Swissmint. Die ZAS ist das aus
führende Organ des Bundes im Bereich der AHV, IV und EO-MSE. 
Die Swissmint versorgt unser Land durch die Prägung der Umlauf
münzen mit dem nötigen Kleingeld.

Eidgenössisches Personalamt EPA            
Direktorin: 
Barbara Schaerer 

www.epa.admin.ch

Rund	38	000	Menschen	 finden	 in	der	Bundesverwaltung	
eine interessante Stelle mit fortschrittlichen Arbeitsbedingungen. 
Als attraktive Arbeitgeberin trägt die Bundesverwaltung zur guten 
Stellung der Schweiz im internationalen Standortwettbewerb bei. 
Das EPA sorgt dafür, dass der Bund auch in Zukunft ein konkur
renzfähiger Arbeitgeber bleibt und die besten Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter rekrutieren und halten kann.

Eidgenössische Steuerverwaltung ESTV	
Direktor: 
Adrian Hug

www.estv.admin.ch

Ohne	 Steuereinnahmen	 würde	 bei	 allen	 Staatsaufgaben	
das Geld fehlen. Die ESTV erhebt den Grossteil der Bundesein
nahmen und schafft damit die Voraussetzung, dass der Bund seine 
Aufgaben wahrnehmen kann. Sie erhebt die Mehrwertsteuer, die 
direkte Bundessteuer, die Verrechnungs- und die Stempelsteuer 
rechtmässig, kompetent und partnerschaftlich. Die ESTV ist auch 
für die internationale Amtshilfe in Steuerfragen zuständig. Im 
Inland bereitet sie Gesetzesänderungen im Steuerrecht vor und 
leistet einen Beitrag für ein gutes Steuerklima. 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
Direktor: 
Rudolf Dietrich

www.ezv.admin.ch

Die Schweiz erwirtschaftet jeden zweiten Franken im 
Ausland. Der Zoll hat die Aufgabe, die bald einzige Zollgrenze in 
West- und Mitteleuropa so zu bewirtschaften, dass sie für die Wirt
schaft und die Reisenden möglichst wenig spürbar ist. Die Schwei
zer Wirtschaft soll auf den Märkten ohne Nachteile gegenüber den 
Konkurrenten operieren können. Der Zoll erhebt eine Reihe von 
Verbrauchssteuern wie die Mineralöl- oder Tabaksteuer. 
	 Das Grenzwachtkorps (GWK) ist der uniformierte und be
waffnete Teil der EZV. Als grösstes national tätiges ziviles Sicher
heitsorgan der Schweiz nimmt das GWK neben den Zolldienstleis
tungen und der Zollpolizei eine vielfältige Palette von Aufgaben 
wahr. Dazu zählen die Personen-, Fahrzeug- und Sachfahndung, 
die Bekämpfung von Betäubungsmittelschmuggel und Dokumen
tenfälschungen sowie Aufgaben im Migrationsbereich.

Generalsekretariat GS-EFD
Generalsekretär: 
Jörg Gasser

Das Generalsekretariat EFD funktioniert ähnlich wie eine 
Betriebsleitstelle der SBB. Wie die Züge müssen Geschäftsunter
lagen, Gesetzesentwürfe, Medienmitteilungen und viele andere  
Dokumente, die von Fachleuten im GS oder in den Ämtern erarbei
tet werden, rechtzeitig am richtigen Ort ankommen. Das General
sekretariat plant, koordiniert und kontrolliert sämtliche EFD-Ge
schäfte und unterstützt die Departementschefin bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter treffen juris
tische Abklärungen, stellen Dossiers zusammen, informieren die 
Öffentlichkeit, übersetzen und publizieren Dokumente und bilden 
auch Lehrlinge aus. – Die benötigten Unterlagen sind im richtigen 
Zug bereit und werden rechtzeitig am Bestimmungsort eintreffen.

Staatssekretariat für Internationale Finanzfragen SIF	            
Staatssekretär: 
Michael Ambühl

www.sif.admin.ch

Internationale Finanz- und Steuerfragen haben in jüngs
ter Zeit an Bedeutung gewonnen. Davon ist auch die Schweiz 
betroffen. Das Staatssekretariat für internationale Finanzfragen 
SIF wahrt die Interessen der Schweiz in internationalen Finanz-, 
Währungs- und Steuerfragen und vertritt sie – zusammen mit 
der Nationalbank – in massgeblichen Gremien wie dem Finan
cial Stability Board oder dem Internationalen Währungsfonds. 
Das SIF erarbeitet gesetzliche Rahmenbedingungen, damit die 
Schweiz über einen sicheren, wettbewerbsfähigen und weltweit 
anerkannten Finanz- und Unternehmensstandort verfügt. Es ist 
zuständig für die Umsetzung der Finanzmarktpolitik des Bundes
rates und führt Verhandlungen mit der EU und anderen wichtigen 
Partnern über Steuerfragen. Das SIF beteiligt sich zudem an den 
weltweiten Bemühungen zur Bekämpfung der Geldwäscherei und 
der Terrorismusfinanzierung.

Eidgenössische Finanzverwaltung EFV 
Direktor: 
Serge Gaillard

www.efv.admin.ch

«Nicht mehr ausgeben als einnehmen»: Das Volk hat 2001 
Bundesrat und Parlament beauftragt, keine weiteren Schulden zu 
machen. Die «Schuldenbremse» verlangt entsprechend, dass die 
Ausgaben über einen Konjunkturzyklus nicht rascher wachsen als 
die Einnahmen. Wenn die EFV jeweils den Voranschlag des Bundes 
für das nächste Jahr erstellt, ist diese Vorgabe einzuhalten. Damit 
die Politik genug Zeit hat, die Weichen zu stellen und frühzeitig 
zu erkennen, ob Projekte zu stoppen oder neue Einnahmen zu be
schliessen sind, erarbeitet die EFV auch einen Finanzplan für die 
drei Folgejahre.
	 Mit einer transparenten Rechnung stellt die EFV sicher, dass 
Parlament und Volk überprüfen können, was mit den Steuer

Eidgenössisches 
Finanzdepartement EFD

http://www.sif.admin.ch
http://www.efv.admin.ch
http://www.epa.admin.ch
http://www.estv.admin.ch
http://www.ezv.admin.ch
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Bundesamt für Informatik und Telekommunikation BIT 
Direktor: 
Giovanni Conti

www.bit.admin.ch

Wer von der Verwaltung einen neuen Pass braucht oder 
wer Steuern zahlen muss: in allen Bereichen erwartet man den 
elektronischen Zugang zur Verwaltung. Das BIT spielt in der Ver
netzung des Bundes mit der Öffentlichkeit eine zentrale Rolle: 
beim Zugriff auf Informationen und Dienstleistungen via Inter
net, bei Verbindungen zwischen Kontrollstellen in Flughäfen, an 
den Grenzen und Verwaltungsstellen in Bern. Es unterstützt die 
Bundesämter mit modernen, einheitlichen Arbeitsplatzsystemen 
und ermöglicht einen effizienten Zugriff zu den zentralen Infor
mationsablagen und Anwendungen.

Bundesamt für Bauten und Logistik BBL	
Direktor: 
Gustave E. Marchand

www.bbl.admin.ch

Warum	sind	die	meisten	Büros	 in	der	Bundesverwaltung	
hellgrau, und weshalb stehen dort fast überall die gleichen Mö
bel? Weil die Angestellten nicht nach Lust und Laune individuell 
bei beliebigen Herstellern einkaufen dürfen. Tausend Pulte, zehn 
Paletten Kugelschreiber, tonnenweise Druckerpapier – standardi
sierte grosse Mengen sind günstiger als Einzelkäufe. Immer sind 
Offerten einzuholen, und das wirtschaftlich günstigste Angebot 
erhält am Ende den Zuschlag. Zuständig dafür ist das BBL, das 
auch die Liegenschaften des Bundes baut, unterhält und verwal
tet, ob es sich nun um das Bundeshaus, Verwaltungsgebäude, Mu
seen, Schlösser oder Botschaften in aller Welt handelt.

Informatiksteuerungsorgan Bund ISB
Delegierter: 
Peter Fischer

www.isb.admin.ch

Ohne Informatik läuft heute kaum noch etwas, auch in 
der Bundesverwaltung nicht. Der Einsatz von Informations- und 
Kommunikationstechnik (IKT) soll die Verwaltungstätigkeit op
timal unterstützen sowie möglichst wirtschaftlich und sicher 
sein. Dieses Ziel ist in der Informatikstrategie des Bundesrats 
verankert; das ISB sorgt für deren Umsetzung. Hierzu erlässt es 
Vorgaben für die Verwaltungseinheiten und führt zentral die IKT-
Standarddienste – Informatikleistungen, die viele Mitarbeitende 
beziehungsweise Verwaltungseinheiten der Bundesverwaltung 
in gleicher oder ähnlicher Funktionalität und Qualität benötigen. 
Ausserdem koordiniert das ISB die Zusammenarbeit von Bund, 
Kantonen und Gemeinden im Bereich E-Government und führt 
die Melde- und Analysestelle Informationssicherung zum Schutz 
der IKT bei den kritischen Infrastrukturen der Schweiz.

Eidgenössische Finanzmarktaufsicht FINMA         
Direktor: 
Patrick Raaflaub

www.finma.ch

Die Schweiz zählt zu den führenden Finanzplätzen der 
Welt. Die Finanzbranche ist von grosser Bedeutung für die schwei
zerische Volkswirtschaft. Die Eidgenössische Finanzmarktauf
sicht Finma nimmt die Aufsicht über die zentralen Bereiche des 
Schweizer Finanzsektors (Banken, Versicherungen, Börsen etc.) 
wahr. Sie passt ihre Tätigkeiten den Entwicklungen an den Fi
nanzmärkten und der immer höheren Komplexität der Aufgaben 
an, um ihren Beitrag zum Schutz der Finanzmarktkunden und für 
das Vertrauen in einen integren und wettbewerbsfähigen Finanz
platz leisten zu können. 

Eidgenössische Finanzkontrolle EFK	
Direktor: 
Kurt Grüter

www.efk.admin.ch

Als	oberstes	Finanzaufsichtsorgan	hat	die	EFK	das	Recht,	
von allen Bundesangestellten Auskunft über ihre Arbeit zu verlan
gen. Sie versucht Mängel und Schwächen zu orten, leistet Über
zeugungsarbeit und bewirkt so Verbesserungen in der Tätigkeit 
des Bundespersonals. 

Eidgenössische Alkoholverwaltung EAV	
Direktor: 
Fritz Etter

www.eav.admin.ch

Die	EAV	steht	seit	1887	 im	Dienst	der	Alkoholpolitik	und	
ist mit der praktischen Umsetzung der Alkoholgesetzgebung be
auftragt. Sie lenkt den Alkoholmarkt über Steuern, Kontrollen, 
Handels- und Werbebeschränkungen. Ihr Profitcenter, Alcosuisse, 
versorgt die Wirtschaft mit Ethanol. Im Rahmen der Totalrevision 
des Alkoholgesetzes sollen der Ethanol- und der Spirituosenmarkt 
liberalisiert und das Steuer- und Kontrollsystem optimiert werden. 
Der Handel für alle alkoholischen Getränke soll mit Fokus auf den 
Jugendschutz weitgehend einheitlichen Bestimmungen unterstehen. 

Pensionskasse des Bundes PUBLICA	
Direktor: 
Dieter Stohler

www.publica.ch

57	000	Versicherte,	45	000	Rentenbeziehende	und	eine	Bi-
lanzsumme von 33 Milliarden Schweizer Franken: Dies sind drei  
beeindruckende Zahlen, die Publica zur Sorgfalt verpflichten. Als 
eine der führenden Schweizer Pensionskassen konnte sie in den 
letzten Jahren den schwierigen Bedingungen auf den Anlage
märkten vergleichsweise erfolgreich trotzen und verfügte Ende 
2011 über einen positiven Deckungsgrad von 103,1 Prozent.  
Publica ist eine autonom organisierte Sammeleinrichtung mit zur
zeit 20 angeschlossenen Vorsorgewerken. Oberstes Führungs- und 
Strategieorgan ist die Kassenkommission Publica.

Departementsvorsteherin: 
Eveline Widmer-Schlumpf	

Bernerhof, 3003 Bern
031 322 60 33
Infoverantwortliche: Brigitte Hauser-Süess 
www.efd.admin.ch

http://www.efd.admin.ch
http://www.bit.admin.ch
http://www.bbl.admin.ch
http://www.isb.admin.ch
http://www.finma.ch
http://www.efk.admin.ch
http://www.eav.admin.ch
http://www.publica.ch


Eidgenössisches Departement für
Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF

Der nächste Winter 
kommt bestimmt

Darum gilt es beizeiten zu prüfen, ob hier im Tanklager Oberbipp 
tatsächlich so viel Heizöl vorhanden ist, wie die Importeure 
angeben. Wer nämlich flüssige Treib- und Brennstoffe in die 

Schweiz einführt, ist verpflichtet, im Verhältnis zur eingeführten 
Menge so genannte Pflichtlager zu halten. Diese sorgen dafür, dass 
wir auch in Krisensituationen stets genug Vorräte haben – komme 
was wolle.
	 Mit Messband und Thermometer kontrollieren Pascal Kräuchi und 
Nico Hartmann die Füllung jedes einzelnen der dreizehn Tanks, be
gleitet von Stefan Menzi vom Bundesamt für wirtschaftliche Landes
versorgung, das für die Aufsicht über alle Pflichtlager zuständig ist.
	 Aus dem millimetergenau gemessenen Füllstand und der Tem
peratur wird die Menge des vorhandenen Heizöls errechnet. Der 
grösste der 24 Meter hohen Tanks fasst 24 Millionen Liter, die ganze 
Anlage fast das Zehnfache.
	 Pflichtlager gibt es nicht nur für Erdölprodukte wie Benzin, Diesel- 
und Heizöl sowie Flugpetrol, sondern auch für andere lebensnotwen
dige Güter wie Nahrungsmittel und Medikamente.
	 Diese Vorratshaltung dient der Schweiz zur Überbrückung von 
Versorgungskrisen und Mangellagen. Denn Ereignisse aller Art – 
etwa technische Störungen, politische Spannungen in den Herkunfts
ländern oder Terroranschläge – können die Einfuhr wichtiger Güter 
eine Zeit lang unterbrechen. Praktisch sämtliche Rohstoffe sowie 
zahlreiche weitere Produkte würden sehr rasch knapp.
	 Die Versorgungssicherheit der Schweiz hat selbstverständlich 
ihren Preis – allerdings einen sehr bescheidenen: Pro Liter Benzin 
beträgt er beispielsweise weniger als einen halben Rappen.

Stefan Menzi ist Stellvertretender Chef der Sektion Pflichtlager im Bundesamt für  
wirtschaftliche Landesversorgung und einer von rund 2500 Bundesangestellten im  

Eidgenössischen Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF
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Staatssekretariat für Bildung, Forschung 
und Innovation SBFI 

Staatssekretär:
Mauro Dell’Ambrogio

www.sbfi.admin.ch

Bildung, Forschung und Innovation sind für die wirt
schaftliche und gesellschaftliche Entwicklung unseres Landes von 
grundlegender Bedeutung. Diese drei Bereiche stehen im Fokus 
des SBFI. Es beschäftigt sich mit nationalen und internationalen 
Fragen der Berufsbildung, der allgemeinen Bildung, der Hochschu
len, der Forschung, der Innovation sowie der Raumfahrt. Wichtige 
Dossiers sind der Erlass und die Anerkennung der rechtlichen 
Grundlagen im Berufsbildungsbereich, die das SBFI partnerschaft
lich mit den Kantonen und der Wirtschaft erarbeitet, die Anerken
nung der kantonalen Maturitäten und die Durchführung der Schwei
zerischen Maturitätsprüfungen. Zentral sind zudem die Förderung 
der Fachhochschulen und Universitäten sowie die Kontrolle der 
Umsetzung des Leistungsauftrags des Bundes an den ETH-Bereich. 
Mit Mitteln für den Schweizerischen Nationalfonds, die Akademien, 
ausseruniversitäre Forschungsinstitutionen, die Mitgliedschaft in in
ternationalen Forschungsorganisationen und die Zusammenarbeit 
in internationalen Wissenschaftsprogrammen investiert das SBFI in 
die Qualität des Denk- und Werkplatzes Schweiz.

Bundesamt für Landwirtschaft BLW	
Direktor: 
Bernard Lehmann

www.blw.admin.ch

1 051 866 Hektaren sind in der Schweiz Landwirtschafts
land, 1 590 899 Stück Rindvieh stehen in den Ställen; 164 067 Per
sonen sind in der Landwirtschaft tätig. Mit rund 3,7 Milliarden 
Franken pro Jahr unterstützt der Bund die Landwirtschaft. Das 
BLW setzt sich dafür ein, dass Bäuerinnen und Bauern nachhal
tig und auf den Markt ausgerichtet hochwertige Nahrungsmittel 
produzieren. Ziel ist eine multifunktionale Landwirtschaft, die 
einen Beitrag zur Versorgung der Bevölkerung, zur Erhaltung der 
natürlichen Lebensgrundlagen sowie zur dezentralen Besiedlung 
leistet. Im Spannungsfeld zwischen innenpolitischen Entwick
lungen und aussenpolitischem Handlungsbedarf muss ein sozial
verträglicher Weg gefunden werden. Das BLW befasst sich mit 
der Entwicklung des ländlichen Raums und fördert die landwirt
schaftliche Forschung in seiner Forschungsanstalt Agroscope mit 
ihren verschiedenen Standorten.

Bundesamt für wirtschaftliche Landesversorgung BWL 
Delegierte: 
Gisèle Girgis-Musy

www.bwl.admin.ch

Praktisch 100 Prozent der Rohstoffe, 80 Prozent der En
ergie, 40 Prozent der Nahrungsmittel und einen grossen Teil der 
Medikamente bezieht die Schweiz aus dem Ausland. Ereignisse al
ler Art, von technischen Störungen bis zu politischen Spannungen 

Generalsekretariat GS-WBF	
Generalsekretärin: 
Monika Rühl

www.wbf.admin.ch

Das GS-WBF ist Stabs- und Koordinationsorgan und un
terstützt und berät den Departementsvorsteher in seiner täglichen 
Arbeit. Es plant, koordiniert und kontrolliert die Geschäfte und 
überwacht den Vollzug der getroffenen Entscheide.  Weiter erbringt 
das GS-WBF in den Bereichen Human Resources, Finanzen und Lo
gistik, Informatik-Steuerung, Controlling und Übersetzungswesen 
Dienstleistungen für das gesamte Departement sowie Informatik-
Leistungen mit seinem Information Service Center ISCeco.
	 Administrativ unterstellt sind das Büro für Konsumentenfragen 
BFK und die Vollzugsstelle für den Zivildienst ZIVI. Das BFK küm
mert sich seitens des Bundes um die Belange der Konsumenten im 
Rahmen der Wirtschaftspolitik. Es vollzieht etwa die Deklaration 
von Holzprodukten und betreibt gemeinsam mit dem SECO eine 
Informations- und Meldestelle Produktesicherheit. 
	 In der Schweiz dürfen Männer, die den Militärdienst nicht mit 
ihrem Gewissen vereinbaren können, Zivildienst leisten. Die Voll
zugsstelle für den Zivildienst ZIVI sorgt mit ihren sechs Regional
zentren dafür, dass genügend Einsatzplätze zur Verfügung stehen 
und bereitet im Ausbildungszentrum Zivildienstleistende auf ihre 
Einsätze vor.

Staatssekretariat für Wirtschaft SECO 
Direktorin: 
Marie-Gabrielle Ineichen-Fleisch

www.seco.admin.ch

Konjunkturprognosen, Arbeitsmarkt oder Welthandel: 
Dies sind nur einige der zahlreichen Themen, mit denen sich das 
SECO beschäftigt. Es ist zuständig für alle Kernfragen der Wirt
schaftspolitik. Ziel des SECO ist es, ein nachhaltiges Wirtschafts
wachstum zu fördern, indem es günstige Rahmenbedingungen 
sicherstellt.
	 Arbeitgebende und Arbeitnehmende sollen von einer wachs
tumsorientierten Politik, vom Abbau von Handelshemmnissen und 
von der Senkung überhöhter Preise in der Schweiz profitieren. In
nenpolitisch wirkt das SECO als Schnittstelle zwischen Unterneh
men, Sozialpartnern und Politik. Es unterstützt die regional und 
strukturell ausgewogene Entwicklung der Wirtschaft und gewähr
leistet den Schutz der Arbeitnehmenden. Mit seiner Arbeitsmarkt
politik leistet es einen Beitrag zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
und damit zur Erhaltung des sozialen Friedens. Das SECO trägt 
dazu bei, Schweizer Gütern, Dienstleistungen und Investitionen 
den Zugang zu allen Märkten zu öffnen. Aussenpolitisch arbeitet 
es aktiv an der Gestaltung effizienter, fairer und transparenter Re
geln für die Weltwirtschaft mit.
	 Beim SECO angesiedelt ist die Schweizerische Akkreditierungs
stelle SAS. Sie begutachtet und akkreditiert private und öffentliche 
Prüf- und Konformitätsbewertungsstellen (Laboratorien, Inspek
tions- und Zertifizierungsstellen) aufgrund internationaler Normen.

Eidgenössisches Departement für
Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF

http://www.wbf.admin.ch
http://www.seco.admin.ch
http://www.sbfi.admin.ch
http://www.blw.admin.ch
http://www.bwl.admin.ch
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in den Herkunftsländern, können den Weg wichtiger Güter in die 
Schweiz unterbrechen. Als Plattform für Fragen der Versorgungs
sicherheit sorgt das BWL in enger Zusammenarbeit mit der Privat
wirtschaft dafür, dass kurzfristige Versorgungsengpässe keine er
heblichen Auswirkungen auf Bevölkerung und Wirtschaft haben. 
So stellt es unter anderem sicher, dass bei Transportproblemen 
genügend Frachtraum zur Verfügung steht oder dass uns in einer 
Strommangellage nicht die Lichter ausgehen.

Bundesamt für Wohnungswesen BWO	
Direktor: 
Ernst Hauri

www.bwo.admin.ch

Wohnen stellt ein Grundbedürfnis dar. Wohnungen sind 
aber auch ein wichtiges Wirtschaftsgut. Jährlich werden in der 
Schweiz rund 29 Milliarden Franken in den Wohnungsbau inve
stiert. Für die Haushalte stellen die Wohnkosten den grössten Aus
gabenposten dar. Mieterinnen und Mieter zahlen pro Jahr rund 32 
Milliarden Franken Miete, und etwa 19 Milliarden Franken fliessen 
als Hypothekarzinsen von Hauseigentümern an Kreditgeber.
	 Das BWO setzt sich zusammen mit Bauträgern dafür ein, dass 
genügend bezahlbarer Wohnraum vorhanden ist und dieser die 
veränderten Bedürfnisse berücksichtigt. Das BWO steht im Span
nungsfeld von Vermieter- und Mieterschaft und versucht, im Miet
recht die gegensätzlichen Interessen in Einklang zu bringen.

Preisüberwachung	
Preisüberwacher: 
Stefan Meierhans

www.preisueberwacher.admin.ch

Früher war es der Preis einer Tasse Kaffee; heute geht es 
z.B. um Arzt- oder Spitaltarife, Medikamentenpreise, Wasser- und 
Abfallgebühren, Posttaxen, Radio- und Fernsehgebühren oder um 
die Tarife im öffentlichen Verkehr: Die Preisüberwachung schützt 
Konsumentinnen und Konsumenten vor überhöhten Preisen. Sie 
verhindert oder beseitigt missbräuchliche Preise, die sich nicht im 
freien Wettbewerb gebildet haben.

Wettbewerbskommission WEKO	
Direktor: 
Rafael Corazza

www.weko.admin.ch

Es kommt vor, dass Konsumgüter in der Schweiz teurer 
sind als im Ausland, dass Unternehmen ihre Lieferanten unter 
Druck setzen und dass sich Firmen zusammenschliessen. Die 
WEKO überprüft solche Vorgänge, untersagt unzulässige Kartelle 
und interveniert bei Beschränkungen des freien Wettbewerbs. Sie 
setzt sich insbesondere ein für einen ungehinderten Marktzugang 
von Unternehmen in der Schweiz und für offene Grenzen gegen
über dem Ausland.

Bereich der Eidgenössischen 
Technischen Hochschulen ETH-Bereich	

Präsident des ETH-Rats: 
Fritz Schiesser

www.ethrat.ch

Den ETH-Bereich bilden die beiden Eidgenössischen Tech
nischen Hochschulen ETH Zürich und EPF Lausanne sowie die 
vier Forschungsanstalten Paul-Scherrer-Institut (PSI), Eidg. For
schungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft (WSL), Eidg. Ma
terialprüfungs- und Forschungsanstalt (Empa) sowie Eidg. Anstalt 
für Wasserversorgung, Abwasserreinigung und Gewässerschutz 
(Eawag). Mit rund 19 000 Mitarbeitenden und über 25 000 Stu
dierenden und Doktorierenden sowie einer Professorenschaft von 
rund 750 Personen erbringt der ETH-Bereich wissenschaftliche 
Leistungen auf höchstem Niveau. Der ETH-Rat ist das strategische 
Führungs- und Aufsichtsorgan des ETH-Bereichs. Er überwacht 
die Entwicklungspläne, gestaltet das Controlling und stellt die Ko
ordination sicher. Der ETH-Rat erstellt für den Haushalt des ETH-
Bereichs Voranschlag und Rechnung und koordiniert die Wert- 
und Funktionserhaltung der Grundstücke. Er ist Wahlbehörde und 
vertritt den ETH-Bereich gegenüber den Behörden des Bundes.

Eidgenössisches Hochschulinstitut 
für Berufsbildung EHB	

Direktorin: 
Dalia Schipper

www.ehb-schweiz.ch

Das EHB ist die Expertenorganisation des Bundes für die 
Aus- und Weiterbildung von Berufsbildungsverantwortlichen, für 
die Berufsentwicklung sowie für die Forschung in der Berufsbil
dung. Mit dem Master of Science in Berufsbildung bildet das EHB 
zudem Spezialistinnen und Spezialisten der Berufsbildung aus. 
Die Hochschule pflegt ein enges Beziehungsnetz mit nationalen 
wie auch internationalen Partnern.  

Kommission für Technologie und Innovation KTI		               
Direktorin: 
Klara Sekanina 

www.kti.admin.ch

Die Innovationskraft ist ein Schlüsselelement für den 
wirtschaftlichen Erfolg der Schweiz. Die KTI spielt eine zentra
le Rolle bei der staatlichen Innovationsförderung. Sie wirkt dort, 
wo privatwirtschaftliche Initiativen durch staatliche Massnah
men verstärkt werden können: Die KTI fördert gemeinsame For
schungsprojekte von Unternehmen und Hochschulen, die Grün
dung und den Aufbau von wissenschaftsbasierten Unternehmen 
sowie den Wissens- und Technologietransfer durch Plattformen 
und Netzwerke. Die KTI ist eine verwaltungsunabhängige Behör
denkommission. Die Organisation umfasst die Kommission mit 65 
Mitgliedern, rund 65 Start-up-Coaches und die Geschäftsstelle 
mit 24 Stellen.

Departementsvorsteher: 
Johann N. Schneider-Ammann	

Schwanengasse 2, 3003 Bern
031 322 20 07
Infoverantwortliche: Rudolf Christen
www.wbf.admin.ch

http://www.wbf.admin.ch
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http://www.preisueberwacher.admin.ch
http://www.weko.admin.ch
http://www.ethrat.ch
http://www.ehb-schweiz.ch
http://www.kti.admin.ch


Susanne Haertel-Borer ist wissenschaftliche Mitarbeiterin in der Abteilung 
Wasser, Sektion Oberflächengewässer, Morphologie und Wasserführung,  
des Bundesamts für Umwelt und eine von rund 2300 Bundesangestellten 

 im Eidgenössischen Departement für Umwelt, Verkehr, Energie  
und Kommunikation UVEK

Wiederbelebt
In einen Betonkanal gepresst, gerade durch die Landschaft 

gezogen: So wurde die Bünz wie viele andere Gewässer 
im Mittelland in ein enges Korsett gezwängt. Man wollte 

Land gewinnen und die Menschen vor Überschwemmungen 
schützen.
	 Im Mai 1999 änderte sich die Situation hier bei Möriken 
schlagartig: Mit dem Jahrhunderthochwasser schuf sich die 
Bünz innerhalb von Stunden ein neues, breiteres Bett. Aus 
Wiesen und Äckern entstand eine Auenlandschaft mit grossen 
Kiesflächen. Verschiedene Pflanzen schlugen bald Wurzeln, 
und zuvor verschwundene oder seltene Fischarten fanden im 
frei fliessenden Wasser wieder eine Heimat. 
	 Die neue Artenvielfalt und die vielfältige Struktur der Bünz 
freuen Susanne Haertel-Borer vom Bundesamt für Umwelt. 
Sie begleitet Renaturierungsmassnahmen an verschiedenen 
Gewässern und hilft mit beim Vollzug des Gewässerschutz
gesetzes von 2011. Dieses verpflichtet die Kantone, Bäche, 
Flüsse und Seeufer wieder in einen natürlichen Zustand zu 
versetzen. Dafür stellt der Bund Beiträge bereit.
	 Denn heute weiss man: Der beste Schutz gegen Hochwasser 
ist nicht das Korsett, sondern der Kompromiss zwischen den 
Bedürfnissen der Natur und jenen des Menschen.
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Bundesamt für Zivilluftfahrt BAZL 
Direktor: 
Peter Müller

www.aviation.admin.ch

Safety first – Sicherheit zuerst: Dies ist der Grundsatz 
des BAZL. Durch ein System von Zertifizierungen und Inspekti
onen wird ein im europäischen Querschnitt hoch stehender Si
cherheitsstandard in der Schweizer Luftfahrt gewährleistet. Um 
die Sicherheit weiter zu erhöhen, gilt das Prinzip des straflosen 
Meldewesens. Es gibt Piloten, Fluglotsen, Mechanikern und An
gestellten von Bodenabfertigungsdiensten die Möglichkeit, Fehler 
zu melden, ohne dass sie dafür belangt werden. Erkenntnisse aus 
Vorkommnissen, die die Sicherheit beeinträchtigen, werden da
mit höher gewichtet als die Wirkung von Sanktionen. Zudem ver
sucht das BAZL die Sicherheitskultur in der Schweizer Luftfahrt 
mit neuen Instrumenten zu stärken, etwa mit der Einführung 
eines Sicherheitsmanagements in den Unternehmen.  

Bundesamt für Energie BFE	
Direktor: 
Walter Steinmann

www.bfe.admin.ch

Der Bundesrat setzt in seiner Energiepolitik auf die Ver
besserung der Energieeffizienz, den Ausbau der erneuerbaren 
Energien, insbesondere der Wasserkraft, den raschen Ausbau der 
Stromnetze, eine Verstärkung der Energieforschung sowie die in
ternationale Zusammenarbeit. Mit der Umsetzung dieser Grund
sätze in die Praxis ist das BFE beauftragt: Es erarbeitet dazu ge
eignete Rahmenbedingungen und Massnahmen wie Vorschriften 
zum Energieverbrauch von Haushaltgeräten, Unterhaltungselek
tronik, Haushaltlampen und Elektromotoren. Ziel ist, auch künf
tig eine ausreichende, sichere, bezahlbare und umweltfreundliche 
Energieversorgung bereitzustellen. 

Bundesamt für Strassen ASTRA	
Direktor: 
Rudolf Dieterle

www.astra.admin.ch

Auf den Schweizer Strassen soll es rund laufen. Im Auf
trag von Bundesrat und Parlament löst das ASTRA deshalb fol
gende Probleme: Wo muss ein Nationalstrassenteilstück aus
gebaut werden? Welche Abschnitte sind sanierungsbedürftig? 
Welcher Tunnel muss noch an die neuesten Sicherheitsnormen 
angepasst werden? 
	 Das ASTRA setzt das vom Parlament beschlossene Verkehrs
sicherheitsprogramm «Via sicura» um. Ziel ist es, die Zahl der bei 
Verkehrsunfällen getöteten oder verletzten Menschen weiter zu 
senken. Daher sollen nur gut Ausgebildete mit sicheren, umwelt
freundlichen Fahrzeugen auf sicheren Strassen unterwegs sein. 
So legt das ASTRA die Voraussetzungen fest, die Chauffeure von 
40-Tönnern erfüllen müssen, damit sie ihre Ladung sicher trans
portieren. Oder es passt die technischen Anforderungen für E-
Bikes an, um diese Mobilitätsform zu fördern.

Generalsekretariat GS-UVEK	
Generalsekretär:  
Walter Thurnherr

www.uvek.admin.ch

Die enge thematische Verflechtung vieler Geschäfte er
fordert eine umfassende Koordination mit den Ämtern und den 
anderen Departementen. Diese Arbeit übernimmt das GS-UVEK 
als Stabsstelle des Departementes. Das GS-UVEK bereitet daneben 
die Bundesratsgeschäfte vor, unterstützt die politische Planung, 
dient als Schnittstelle des UVEK zum Parlament und stellt eine 
kohärente Kommunikation gegen aussen sicher. Es ist auch haupt
verantwortlich für die Ressourcen, welche im Departement benö
tigt werden. Ausserdem nimmt es gegenüber Post, SBB, Swisscom 
und Skyguide die Rolle des Eigentümers wahr und überprüft die 
Umsetzung der strategischen Ziele, die der Bundesrat vorgibt.
	 Dem GS-UVEK administrativ zugeordnet sind die Unabhän
gige Beschwerdeinstanz für Radio und Fernsehen, die Eidge
nössische Kommunikationskommission, die Schweizerische Un
falluntersuchungsstelle, die Regulationsbehörde im Postmarkt, 
die Eidgenössische Elektrizitätskommission, das Eidgenössische 
Nuklearsicherheitsinspektorat, das Eidgenössische Starkstrom
inspektorat, das Eidgenössische Rohrleitungsinspektorat sowie 
die Schiedskommission im Eisenbahnverkehr.

Bundesamt für Verkehr BAV	
Direktor: 
Peter Füglistaler

www.bav.admin.ch

Die Schweizerinnen und Schweizer sind ein Volk von 
Bahnfahrern. Niemand in Europa fährt häufiger mit dem Zug. 
Bei der zurückgelegten Distanz sind sie sogar Weltmeister. Auch 
beim Anteil der Bahn am Güterverkehr ist die Schweiz in Europa 
führend. Dies ist das Resultat einer konsequenten Verkehrspolitik, 
die auf den Ausbau der Schiene setzt. Derzeit entsteht mit dem 
57 Kilometer langen Gotthard-Basistunnel der längste Bahntunnel 
der Welt. Er wird voraussichtlich 2016 in Betrieb gehen.
	 Gesteuert werden der stufenweise Ausbau und die Finanzie
rung der Bahninfrastruktur vom Bundesamt für Verkehr (BAV). Es 
führt die Aufträge von Bundesrat und Parlament aus, überwacht 
die Einhaltung von Kosten und Terminen und erteilt die notwen
digen Bewilligungen.
	 Daneben ist das BAV für die Sicherheitsaufsicht im öffentlichen 
Verkehr zuständig. Das Amt erlässt die für einen sicheren Bau und 
Betrieb nötigen Vorschriften. Zudem kontrolliert es mit Stichpro
ben, ob die  Unternehmen des öffentlichen Verkehrs ihre Verant
wortung im Bereich Sicherheit wahrnehmen. Ziel ist es, das hohe 
Sicherheitsniveau zu halten oder es gar noch zu erhöhen, falls dies 
mit vertretbarem finanziellem Aufwand möglich ist.   
   
 

Eidgenössisches Departement für Umwelt, 
Verkehr, Energie und Kommunikation UVEK

http://www.uvek.admin.ch
http://www.bav.admin.ch
http://www.aviation.admin.ch
http://www.bfe.admin.ch
http://www.astra.admin.ch
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EXEKUTIVE

Bundesamt für Raumentwicklung ARE         

Direktorin: 
Maria Lezzi

www.are.admin.ch
www.raumentwicklung.ch

Die Globalisierung schreitet weiter voran. Die EU-Länder 
haben sich  zu einem starken Wirtschaftsraum entwickelt. Damit 
steht die Schweiz vor grossen Herausforderungen: Sie muss sich 
optimal positionieren und ihre Stärken ausspielen – mit leistungs
fähigen Metropolitan- und Wirtschaftsräumen, einem dichten 
Netz von lebensfähigen und lebenswerten Gemeinden, vielfäl
tigen, intakten Landschaften sowie einer nachhaltig produzie
renden Landwirtschaft.
	 Dank moderner Verkehrsinfrastrukturen haben sich die Reise
zeiten zwischen den Städten, den touristischen und ländlichen 
Zentren in den vergangen Jahren verkürzt. Dies hat sich positiv 
ausgewirkt. Auf der anderen Seite wuchs der Bedarf an Wohn
raum:  Wertvolle Kulturlandschaften gingen verloren. Siedlungen 
und Verkehr sind noch nicht genügend aufeinander abgestimmt. 
Die Folge: Die Raumentwicklung der Schweiz ist nicht so nach
haltig, wie es Bundesverfassung und Raumplanungsgesetz verlan
gen. Das Bundesamt für Raumentwicklung ARE unterstützt und 
fördert deshalb Vorhaben, die die räumliche Entwicklung unseres 
Landes in nachhaltigere Bahnen lenken sollen. So entwarf es bei
spielsweise in Partnerschaft mit Kantonen und Gemeinden das 
Raumkonzept Schweiz – einen Handlungs- und Orientierungsrah
men für die künftige Raumentwicklung unseres Landes. Das ARE 
begleitet und koordiniert massgeblich auch die Aktualisierung 
des Bundesgesetzes über die Raumplanung.

Eidgenössisches Nuklearsicherheitsinspektorat ENSI        

Direktor: 
Hans Wanner

Über den sicheren Betrieb der Kernanlagen in der Schweiz 
wacht das Eidgenössische Nuklearsicherheitsinspektorat (ENSI). 
Als unabhängige öffentlich-rechtliche Anstalt ist es dem Bundes
rat unterstellt. Das oberste Ziel der Aufsichtstätigkeit des Bundes 
im Kernenergiebereich ist es, Mensch und Umwelt vor Schäden 
durch Radioaktivität zu schützen. Das ENSI beaufsichtigt deshalb 
die fünf Kernkraftwerke in der Schweiz, die Zwischenlager für ra
dioaktive Abfälle sowie die nuklearen Forschungseinrichtungen 
am Paul-Scherrer-Institut, an der ETH Lausanne und der Universi
tät Basel. Dabei wird überprüft, ob die Betreiber die Vorschriften 
einhalten, ob die Anlagen in sicherem Zustand sind und ob der 
Strahlenschutz gewährleistet ist. Das ENSI befasst sich auch mit 
dem sicheren Transport radioaktiver Stoffe sowie mit den Unter
suchungen zur geologischen Tiefenlagerung radioaktiver Abfälle. 

Bundesamt für Kommunikation BAKOM 
Direktor: 
Martin Dumermuth

www.bakom.admin.ch

Täglich lesen wir Zeitung, greifen zum Telefon, schreiben 
E-Mails, surfen im Internet, hören Radio und sehen fern. Damit 
wir all diese Dienste nutzen können, braucht es eine stabile und 
leistungsfähige Kommunikationsinfrastruktur. Das BAKOM hat 
die Aufgabe, sie zu ermöglichen, zu konzessionieren und zu be
aufsichtigen. 
	 Mit den wachsenden Kommunikationsbedürfnissen des 21. 
Jahrhunderts ist eine immer leistungsfähigere Infrastruktur ge
fragt. Damit alle Schweizerinnen und Schweizer davon profitie
ren können, begleitet das BAKOM alle wichtigen Entwicklungs
schritte auf politischer Ebene. Zudem stellt es die Weichen für 
moderne Infrastrukturen. 
	 Das BAKOM teilt ausserdem den Radio- und Fernsehsendern 
die Frequenzen zu. Es wacht darüber, dass die einzelnen Radio- 
und Fernsehprogramme keine Auflagen verletzen – z. B. solche 
gegen Schleichwerbung – und verteilt Gebührengelder gerecht 
auf alle Regionen der Schweiz. Ebenso zahlt das BAKOM Subven
tionen aus, damit Zeitungen und Zeitschriften tiefere Versand
kosten haben. 
 

Bundesamt für Umwelt BAFU	                         
Direktor: 
Bruno Oberle

www.umwelt-schweiz.ch

Sicher und gesund leben: Das wollen wir alle. Uns an 
schönen, vielfältigen Landschaften freuen, an Tieren und Pflan
zen: Das auch, natürlich. Und zugleich eine solide Basis für die 
Wirtschaft haben, damit wir angenehm leben können: Selbstver
ständlich.
	 Was aber hat das mit Umweltpolitik zu tun? Sehr viel: Lebens
räume und Ökosysteme erfreuen uns nicht nur mit ihrer Vielfalt 
und der reichen Tier- und Pflanzenwelt. Sie erbringen darüber 
hinaus weitere Leistungen. Sie reinigen das Wasser, sorgen dafür, 
dass Nutzpflanzen bestäubt oder das Klima reguliert werden. Zu
dem versorgen sie uns mit Lebensmitteln, Rohstoffen und anderen 
Gütern. Eine der Kernaufgaben des BAFU ist, diese Vielfalt des Le
bens – mit einem Wort: die Biodiversität – langfristig zu erhalten. 
Indem das BAFU hilft, die nachhaltige Nutzung von Wasser, Boden 
oder Luft sicherzustellen, trägt es zu einer gesunden Wirtschaft 
bei. Speziell im Alpenland Schweiz kann die Natur aber auch zur 
Bedrohung werden. Dies führen uns Ereignisse wie Hochwasser, 
Steinschlag oder Lawinen eindrücklich vor Augen. Das BAFU hilft 
mit, dass sich Kantone, Gemeinden und Einwohnerinnen und 
Einwohner rechtzeitig wappnen können – sei es mit Karten, die 
aufzeigen, wo welche Gefahren am ehesten zu erwarten sind, sei 
es mit Wäldern, die Strassen und Siedlungen sichern, sei es mit 
renaturierten Fliessgewässern, die vor Hochwasser schützen.

Departementsvorsteherin: 
Doris Leuthard	

Bundeshaus Nord, 3003 Bern
031 322 55 11
Infoverantwortlicher: Dominique Bugnon
www.uvek.admin.ch

http://www.uvek.admin.ch
http://www.bakom.admin.ch
http://www.umwelt-schweiz.ch
http://www.are.admin.ch
http://www.raumentwicklung.ch


DIE EIDGENÖSSISCHEN GERICHTE ODER

Die Judikative
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D er Blick in die Kuppeln über den Verhand
lungssälen am neuen Sitz des Bundesstraf
gerichts in Bellinzona lässt einen unwill

kürlich an die berühmte Streitschrift des Wiener 
Architekten Adolf Loos denken: «Ornament und 
Verbrechen». Die Verbrechen, die den hier Ange
klagten zur Last gelegt werden, wiegen schwer: 

Straftaten, die in die Zuständigkeit des Bundes 
fallen wie etwa Wirtschaftskriminalität mit inter
nationalem Bezug, Geldwäscherei und Korruption, 
Terrorismusfinanzierung und Sprengstoffdelikte.
	 Leicht und licht hingegen wirkt das kunstvolle 
Ornament der Saaldecken. Es erinnert an das Blät
terdach einer Gerichtslinde, unter der vor Zeiten 

Recht gesprochen wurde. Die filigranen Muster der 
aufwendig gegossenen Betonelemente sind aber 
nicht blosse Dekoration, sie haben eine Funktion: Sie 
sorgen für eine optimale Akustik.
	 Die Anklage- und Verteidigungsreden sowie 
das Urteil der Richter sollen schliesslich von allen 
Anwesenden gehört und verstanden werden.
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BUNDESGERICHT UND ERSTINSTANZLICHE GERICHTE DES BUNDES

Die Justiz

Oberste Instanz der Rechtspflege im Bundesstaat
Das Bundesgericht entscheidet letztinstanzlich Rechtsstreitig
keiten zwischen Bürgern, Kantonen, Bürgern und Staat sowie zwi
schen Bund und Kantonen. Es deckt in dieser Rolle grundsätzlich 
alle Rechtsgebiete ab: Zivil- und Strafrecht, Schuldbetreibungs- 
und Konkursrecht sowie Staats- und Verwaltungsrecht, inklusive 
Sozialversicherungsrecht. Das Bundesgericht ist insbesondere 
auch für den Schutz der verfassungsmässigen Rechte der Bürger 
zuständig.
	 Praktisch keine Gerichtsverfahren kommen somit in erster 
Instanz nach «Lausanne» und «Luzern». Für die erstinstanzlichen 
Verfahren sind meistens die Bezirksgerichte, welche je nach Kan
ton verschiedene Namen tragen, und die Behörden der Verwal
tungsrechtspflege in den Kantonen zuständig. Für alle Zivil- und 
Strafrechtssachen sind die Kantone verpflichtet, neben der ersten 
zusätzlich eine zweite (obere) Gerichtsinstanz einzusetzen. Im 
öffentlichen Recht dienen kantonale Verwaltungs- und Sozial
versicherungsgerichte als Vorinstanzen des Bundesgerichts. Auf 
Bundesebene sind dem Bundesgericht mit wenigen Ausnahmen 
ebenfalls andere richterliche Behörden vorgeschaltet.

Im Vordergrund steht die Rechtsauslegung 
Die Tätigkeit des Bundesgerichts weicht von jener der kantonalen 
und der erstinstanzlichen eidgenössischen Gerichte ab. Die Bun
desrichter stellen den Sachverhalt nicht neu fest; dieser kann vom 
Bundesgericht nur korrigiert werden, wenn er von der Vorinstanz 
krass falsch festgestellt worden ist beziehungsweise auf einer 
Rechtsverletzung beruht.
	 Die Richter beschränken ihre Prüfung grundsätzlich auf 
Rechtsfragen. Das Bundesgericht sorgt dafür, dass das eidgenös
sische Recht einheitlich angewendet wird und die vom Bundes
recht gesetzten Schranken in der Rechtsetzung, Rechtsanwen
dung und Rechtsprechung nicht überschritten werden. Durch 
seine Rechtsprechung trägt das Bundesgericht zur Entwicklung 
des Rechts und zu dessen Anpassung an veränderte Verhältnisse 
bei.

Vier Rechtsmittel führen zum Bundesgericht
Den Rechtsuchenden stehen im Wesentlichen vier Rechtsmittel 
zur Verfügung, um das Bundesgericht anzurufen: die drei Ein
heitsbeschwerden (Beschwerde in Zivilsachen, in Strafsachen, in 
öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten) und die subsidiäre Ver
fassungsbeschwerde. Mit den drei Einheitsbeschwerden können 

Das Bundesgericht ist das oberste Gericht der Schweiz und damit die höchste richterliche Instanz 
der Eidgenossenschaft in Zivil-, Straf-, Verwaltungs- und Verfassungssachen. Es sorgt für die ein
heitliche Anwendung des Bundesrechts in den 26 Kantonen der Schweiz. Das Bundesgericht ist 
unabhängig und nur dem Gesetz unterstellt. Es ist administrative Aufsichtsbehörde über die drei 
erstinstanzlichen eidgenössischen Gerichte: Das Bundesstrafgericht, das Bundesverwaltungsge
richt und das Bundespatentgericht. Durch seine Rechtsprechung trägt das Bundesgericht zur Ent
wicklung des Rechts und zu dessen Anpassung an veränderte Verhältnisse bei.

sämtliche Rügen vorgebracht werden: falsche Anwendung des 
Rechts und Verletzung von verfassungsmässigen Rechten. Dies 
vereinfacht den Rechtsweg für die Rechtsuchenden.
	 Wenn keine ordentliche Beschwerde zulässig ist, können kan
tonale Urteile mit der subsidiären Verfassungsbeschwerde ange
fochten werden. Mit diesem Rechtsmittel kann nur die Verletzung 
verfassungsmässiger Rechte gerügt werden.

Meistens drei, manchmal fünf Richter fällen das Urteil
Die Abteilungen des Bundesgerichts urteilen in der Regel in ei
ner Besetzung von drei Richtern. Wenn sich eine grundsätzliche 
Rechtsfrage stellt oder wenn ein Richter dies beantragt, wirken 
fünf Richter mit.
	 In der grossen Mehrheit der Fälle wird das Urteil auf dem 
Zirkulationsweg gefällt. Voraussetzung ist, dass alle beteiligten 
Richter dem Urteilsentwurf zustimmen. Das Urteil wird in öffent
licher Urteilsberatung gefällt, wenn die beteiligten Richter sich 
nicht einig sind, wenn der Abteilungspräsident dies anordnet oder 
wenn ein Richter es verlangt. In diesem Fall beraten und stimmen 
die Richter in Anwesenheit der Parteien und der Öffentlichkeit ab. 

Bundesstrafgericht, Bundesverwaltungsgericht 
und Bundespatentgericht
Nach der sogenannten «Justizreform», welcher das Schweizer 
Stimmvolk im Jahr 2000 mit grossem Mehr zugestimmt hatte, 
wurden im Strafrecht und im Verwaltungsrecht des Bundes neue 
Vorinstanzen vor dem Bundesgericht geschaffen: das Bundes
strafgericht (2004), das Bundesverwaltungsgericht (2007) und 
das Bundespatentgericht (2012). Die Entscheidungen dieser 
erstinstanzlichen eidgenössischen Gerichte können teilweise ans 
Bundesgericht weitergezogen werden. Alle drei Gerichte unter
stehen der administrativen Aufsicht des Bundesgerichts.

Der europäische Kontext
Die Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK) ist seit 1953 
in Kraft. Sie schützt auf europäischer Ebene grundlegende Men
schenrechte. Die Schweiz ist seit 1963 Mitglied des Europarats 
und muss daher den Schutz der Menschenrechte nach dieser Kon
vention garantieren. Nach einem Entscheid des Bundesgerichts 
kann eine Partei ihren Fall unter gewissen Voraussetzungen vor 
dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte in Strassburg 
auf Verletzung der Menschenrechtskonvention prüfen lassen.
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Die Bundesversammlung wählt aus den ordentlichen Bundesrich
terinnen und Bundesrichtern den Präsidenten oder die Präsiden
tin und den Vizepräsidenten oder die Vizepräsidentin des Bundes
gerichts. Die Wahl erfolgt für zwei Jahre; einmalige Wiederwahl 
ist zulässig. Der Präsident führt den Vorsitz im Gesamtgericht. 
	 Zudem vertritt er das Gericht gegen aussen. Er wird durch 
den Vizepräsidenten oder, falls dieser verhindert ist, durch den 
Richter mit dem höchsten Dienstalter vertreten; bei gleichem 
Dienstalter ist das höhere Lebensalter massgebend.

...und die 19 nebenamtlichen Richterinnen und Richter erfüllen ihre 
Aufgaben in einer der sieben Abteilungen des Gerichts in Lausanne 
oder in Luzern. Die Vereinigte Bundesversammlung wählt die Bun
desrichterinnen und -richter nach sprachlichen, regionalen und 

parteipolitischen Kriterien; ihre Amtsdauer beträgt jeweils sechs 
Jahre. Sie werden unterstützt von 127 Gerichtsschreibern, welche 
mit beratender Stimme an der Instruktion der Fälle und der Urteils
findung mitwirken. 

Das Generalsekretariat ist die Stabsstelle des Gerichts und der 
Leitungsorgane. An den Sitzungen der Leitungsorgane nimmt der 
Generalsekretär mit beratender Stimme teil. Er führt zudem die 
wissenschaftlichen und administrativen Dienste des Gerichts.

Das Präsidium des Bundesgerichts

Die 38 Bundesrichterinnen und -richter... 

Das Generalsekretariat 

Felix
Schöbi
BDP
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Das Bundesstrafgericht ist das allgemeine Strafge
richt des Bundes. Es hat seinen Sitz in Bellinzona.
	 Das Gericht ist in seiner Tätigkeit unabhängig; es untersteht 
der administrativen Aufsicht des Bundesgerichts sowie der Ober
aufsicht der Bundesversammlung, von der die derzeit 18 Bundes
strafrichterinnen und -richter gewählt sind. Deren Amtsdauer 
beträgt sechs Jahre. Rund 40 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
unterstützen die Richterinnen und Richter.
	 Das Gericht gliedert sich ab 1. Januar 2012 in eine Straf- und 
eine Beschwerdekammer. Gewisse Entscheide des Bundesstrafge
richts sind letztinstanzlich, der überwiegende Teil kann mit Be
schwerde an das Bundesgericht weitergezogen werden.

Strafkammer
Die Strafkammer beurteilt erstinstanzlich Straftaten, die unter 
die Gerichtsbarkeit des Bundes fallen. Im Wesentlichen handelt 
es sich dabei um Verbrechen und Vergehen gegen Bundesinte
ressen, Sprengstoffdelikte sowie um Fälle in den Bereichen Wirt
schaftskriminalität, organisiertes Verbrechen, Korruption und 
Geldwäscherei, welche die kantonalen oder die äusseren Grenzen 
der Eidgenossenschaft überschreiten. Dazu kommen Zuständig
keiten, die sich aus dem Luftfahrt-, dem Kernenergie- oder dem 
Rohrleitungsgesetz ergeben.

Beschwerdekammer
Die Beschwerdekammer entscheidet über Beschwerden gegen Ver
fügungen und Verfahrenshandlungen der Bundesanwaltschaft, 
der Bundeskriminalpolizei sowie im Verwaltungsstrafrecht. Fer
ner beurteilt sie Zuständigkeitskonflikte zwischen kantonalen 
Strafverfolgungsbehörden und/oder den Strafverfolgungsbehör
den des Bundes. Die Beschwerdekammer urteilt zudem im Bereich 
der internationalen Rechtshilfe in Strafsachen: Sie entscheidet 
dabei über Beschwerden gegen Entscheide betreffend die Aus
lieferung zur Strafverfolgung oder zum Vollzug von Strafen ans 
Ausland sowie über Beschwerden gegen Entscheide betreffend die 
Gewährung von anderer Rechtshilfe an ausländische Strafbehör
den bzw. den Vollzug ausländischer Strafurteile.

Bundesstrafgericht
Postfach 2720, 6501 Bellinzona
091 822 62 62
www.bstger.ch
www.eidgenoessischegerichte.ch

Das Bundesgericht gewährt Rechtsschutz, sorgt für 
eine einheitliche Anwendung des Bundesrechts und entwickelt 
aufgrund neuer Lebenssituationen das Recht weiter. Es wird 
nicht von sich aus, sondern nur auf Beschwerde hin tätig. In der 
Regel kann es erst angerufen werden, wenn ein letztinstanz
liches kantonales Urteil oder ein Entscheid des Bundesstraf-, des 
Bundesverwaltungs- oder des Bundespatentgerichts vorliegt. Das 
Bundesgericht ist in der Schweiz für praktisch sämtliche Rechts
bereiche letztinstanzlich zuständig:

Öffentlich-rechtliche Angelegenheiten
Das Bundesgericht beurteilt Beschwerden in Angelegenheiten des 
öffentlichen Rechts. Zum öffentlichen Recht gehören beispiels
weise die politischen Rechte (politische Stimmberechtigung, 
Volkswahlen und -abstimmungen), die Grundrechte (persönliche 
Freiheit, Rechtsgleichheit usw.) oder das Steuerrecht. Die beiden 
öffentlich-rechtlichen Abteilungen beurteilen die Fälle in diesen 
Materien.

Zivilsachen
Das Bundesgericht entscheidet auch über Beschwerden in Zivilsa
chen. Dazu gehören beispielsweise das Zivilrecht (z.B. Familien
recht), das Obligationenrecht (z.B. Kaufvertragsrecht) und das 
Handelsrecht. Bei vermögensrechtlichen Streitigkeiten muss der 
Streitwert wenigstens 30 000 Franken oder 15 000 Franken in ar
beits- und mietrechtlichen Fällen betragen. Die beiden zivilrecht
lichen Abteilungen entscheiden über die Streitigkeiten in diesen 
Rechtsbereichen.

Strafsachen
Das Bundesgericht beurteilt Beschwerden gegen kantonale Ur
teile in Strafsachen oder gegen Urteile des Bundesstrafgerichts.

Sozialrechtliche Angelegenheiten
Das Bundesgericht – insbesondere die beiden sozialrechtlichen 
Abteilungen – entscheidet über Beschwerden in öffentlichen 
Angelegenheiten gegen Urteile der kantonalen Versicherungs
gerichte.

Schweizerisches Bundesgericht
1000 Lausanne 14
021 318 91 11
www.bger.ch
www.eidgenoessischegerichte.ch
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Das Bundespatentgericht beurteilt ab 1. Januar 
2012 anstelle der bisher zuständigen kantonalen Gerichte als 
erstinstanzliches Gericht des Bundes zivilrechtliche Streitigkeiten 
über Patente. Ausschliesslich zuständig ist es für Verletzungs- und 
Bestandesfragen. Auch weitere Zivilklagen, die im Zusammen
hang mit Patenten stehen, können vor das Bundespatentgericht 
gebracht werden, beispielsweise Klagen betreffend Patentlizenz
verträge oder betreffend die Berechtigung an einem Patent. 
	 Das Bundespatentgericht entscheidet als Vorinstanz des Bun
desgerichts. Es untersteht dessen administrativer Aufsicht sowie 
der Oberaufsicht der Bundesversammlung.
	 Sitz des Bundespatentgerichts ist St. Gallen. Im Herbst 2012 
wird es in sein neues Gebäude einziehen; bis dahin wirkt es in 
seinem Provisorium an der St. Leonhardstrasse 49 in St. Gallen.
	 Die Richterinnen und Richter am Bundespatentgericht wer
den von der Bundesversammlung für eine Amtsdauer von sechs 
Jahren gewählt. Neben zwei hauptamtlichen Richtern sind 36 ne
benamtliche Richterinnen und Richter tätig, wovon 25 mit tech
nischer und 11 mit juristischer Ausbildung. Sie alle verfügen über 
ausgewiesene Kenntnisse auf dem Gebiet des Patentrechts.
	 Die einzelnen Fälle werden von Spruchkörpern mit drei, 
fünf oder sieben Richterinnen und Richtern behandelt. In jedem 
Spruchkörper wirken sowohl Juristinnen oder Juristen als auch 
Technikerinnen oder Techniker mit. Die Besetzung der Spruch
kammern erfolgt nach fachlichen Kriterien. 
	 Vorsorgliche Massnahmen werden vom Präsidenten als Ein
zelrichter behandelt. Stellen sich im Massnahmeverfahren tech
nische Fragen, so zieht der Präsident zwei technische Richte
rinnen oder Richter bei.
	 Die Prozessparteien können am Bundespatentgericht im ge
genseitigen Einverständnis bei Eingaben und mündlichen Ver
handlungen anstelle einer Amtssprache Englisch verwenden. Der 
Entscheid des Bundespatentgerichts ergeht in einer Amtssprache.
Das Bundespatentgericht strebt zügige und kostengünstige Ver
fahren an. Die Fachkenntnisse seiner Richterinnen und Richter 
sollten es ermöglichen, in den meisten Fällen ohne den Beizug zeit
raubender und aufwendiger externer Gutachten auszukommen.

Bundespatentgericht
Postfach, 9000 St . Gallen
www.bpatger.ch
www.eidgenoessischegerichte.ch

Das Bundesverwaltungsgericht nahm seine 
Tätigkeiten 2007 in Bern und Zollikofen auf. Ab dem 1. Juli 2012 
fällt das Gericht seine Urteile im neuen Gebäude in St. Gallen.
	 Hauptaufgabe des Bundesverwaltungsgerichts ist die Beurtei
lung öffentlich-rechtlicher Streitigkeiten aus dem Zuständigkeits
bereich der Bundesverwaltung. Dazu gehören Beschwerden gegen 
Verfügungen eidgenössischer oder – ausnahmsweise – kantonaler 
Instanzen, aber auch Klagen aus dem Bundesverwaltungsrecht in 
erster Instanz.
	 Das Bundesverwaltungsgericht urteilt dabei entweder als Vor
instanz des Bundesgerichts oder als letzte beziehungsweise ein
zige Instanz; in mehr als der Hälfte der Verfahren urteilt es ab
schliessend.
	 In seiner Tätigkeit ist das Bundesverwaltungsgericht unab
hängig. Es untersteht der administrativen Aufsicht des Bundes
gerichts sowie der Oberaufsicht der Bundesversammlung. Die 
Bundesverwaltungsrichterinnen und -richter werden für eine 
Amtsdauer von sechs Jahren gewählt.

Organisation
75  Richterinnen und Richter und weitere rund 330 Mitarbeitende 
sind am Bundesverwaltungsgericht beschäftigt.
	 Das Gericht gliedert sich in fünf Abteilungen zu je zwei Kam
mern und in das Generalsekretariat.
	 Die Abteilungen sind zuständig für die Behandlung der Be
schwerde- und Klageverfahren. Die Sachgebiete sind thematisch 
auf die einzelnen Abteilungen verteilt.
•	Die Abteilung I ist neben anderem zuständig für Beschwerdever

fahren in den Bereichen Umwelt, Verkehr, Energie und Steuern.
•	Die Abteilung II hat ihren Schwerpunkt bei Verfahren in den Be

reichen Bildung, Wettbewerb und Wirtschaft.
•	Die Abteilung III behandelt vor allem Verfahren in den Bereichen 

Ausländerrecht, Sozialversicherungen und Gesundheit.
•	Die Abteilungen IV und V sind ausschliesslich im Bereich Asyl

recht tätig – und zwar, was die Zuerkennung der Flüchtlings
eigenschaft und die Wegweisung betrifft.

In den meisten Themengebieten können die Urteile des Bundes
verwaltungsgerichts ans Bundesgericht weitergezogen werden; 
nur in wenigen Bereichen, zu denen namentlich Asylbeschwerde
verfahren gehören, sind die Entscheide abschliessend.
	 Das Bundesverwaltungsgericht veröffentlicht die materiellen 
Entscheide im Internet.

Bundesverwaltungsgericht
Postfach, 9000 St . Gallen
058 705 26 26 
www.bvger.ch
www.eidgenoessischegerichte.ch
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